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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1947 Ausgegeben am 28. Mai 1947 24. Stück

85. Bundesgesetz: Ausführung des Gesetzes über die Aufhebung des Erbhofrechtes und des Landbewirtschaftungs-
rechtes.

86. Bundesgesetz: Vorläufige Maßnahmen auf dem Gebiete des Pachtschutzrechtes.
8 7 . Verordnung: Teilweise Wiederinkraftsetzung des Tarifes über das Ausmaß der Verwaltungsabgaben in den

Angelegenheiten der Bundesverwaltung.
88. Verordnung: Lederbewirtschaftungsverordnung.
89. Verordnung: Errichtung einer zweiten Notarstelle in Bregenz.
9 0 . Verordnung: Häutebewirtschaftungsverordnung.
91. Verordnung: Bemessung von Ruhe- und Versorgungsgenüssen durch das Zentralbesoldungsamt.
9 2 . Verordnung: Wiederverlautbarung des Wirtschaftssäuberungsgesetzes.
93. Verordnung: Durchführung der Notariatsordnung 1945.
9 4 . Verordnung: Zweite Weinerfassungs- und Bewirtschaftungsverordnung 1946.
95. Verordnung: Zuweisung der Gemeinden St. Georgen am Ybbsfeld, Neustadtl a. d. Donau, Nabegg, Berg-

hof, Klein-Wolfstein, Windpassing und Ferschnitz zum Gerichtsbezirke Amstetten.
9 6 . Kundmachung: Bekanntgabe der zur Untersuchung und Plombierung von Sämereien ermächtigten Anstalten

und Stellen.

8 5 . Bundesgesetz vom 21. März 1947
zur Ausführung des Gesetzes vom 19. Sep-
tember 1945, St. G. Bl. Nr. 174, über die
Aufhebung des Erbhofrechtes und des Land-

bewirtschaftungsrechtes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen.

§ 1. Die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 19. Sep-
tember 1945, St. G. Bl, Nr. 174, über die Auf-
hebung des Erbhofrechtes und des Landbewirt-
schaftungsrechtes treten gleichzeitig mit diesem
Bundesgesetz in Wirksamkeit.

§ 2. Die auf Grund der aufgehobenen Vor-
schriften getroffenen Regelungen bleiben unbe-
rührt, soweit sich nicht aus den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes etwas anderes ergibt. Die
Anfechtung einer Regelung kann nicht darauf
gestützt werden, daß die Vorschriften des Erb-
hofrechtes zu Unrecht oder unrichtig angewendet
worden seien oder daß ihre Anwendung zu Un-
recht unterblieben sei oder daß eine nach diesen
Vorschriften erforderliche Genehmigung nicht
vorgelegen sei.

§ 3. (1) Aus rechtskräftigen Entscheidungen der
Anerbenbehörden findet die Zwangsvollstreckung
nach den Vorschriften der Exekutionsordnung
statt. Das gleiche gilt für gerichtliche Entschei-
dungen, aus denen gemäß § 43 der Verordnung
zur Durchführung der Verordnung zur Sicherung
der Landbewirtschaftung vom 20. Jänner 1943,
Deutsches R. G. Bl. I S. 35, die Zwangsvoll-
streckung zulässig ist.

(2) Zur Bewilligung der Zwangsvollstreckung
aus Entscheidungen der Anerbenbehörden ist das
Bezirksgericht zuständig, bei dem das Anerben-
gericht bestanden hat, das bisher zur Bewilligung
der Zwangsvollstreckung berufen war. Zur Be-
willigung der Zwangsvollstreckung aus gericht-
lichen Entscheidungen in Landbewirtschaftungs-
sachen bleibt das Gericht zuständig, das nach den
bisherigen Vorschriften zuständig war.

II. Ausführungsbestimmungen zur Aufhebung
des Erbhofrechtes.

W i e d e r i n k r a f t t r e t e n d e s H ö f e - u n d
A n e r b e n r e c h t e s i n T i r o l u n d

K ä r n t e n .

§ 4. (1) Im Bundesland Tirol wird das Gesetz
vom 12. Juni 1900, L. G. Bl. für Tirol Nr. 47,
betreffend die besonderen Rechtsverhältnisse ge-
schlossener Höfe, in der Fassung des Gesetzes
vom 26. Jänner 1928, L. G. Bl. für Tirol Nr. 16,
und der Verordnung vom 3. August 1934,
L. G. Bl für Tirol Nr. 38, samt den dazu er-
gangenen Vorschriften in der Fassung vom
13. März 1938 wieder in Kraft gesetzt.

(2) Die Höfekommissionen sind neu zu be-
stellen.

§ 5. (1) Im Bundesland Kärnten wird das Ge-
setz vom 16. September 1903, L. G. Bl. für
Kärnten Nr. 33, betreffend die Einführung be-
sonderer Erbteilungsvorschriften für landwirt-
schaftliche Besitzungen mittlerer Größe (Erb-
höfe), in der Fassung des Bundesgesetzes vom
11. Juli 1930, B. G. Bl. Nr. 235, samt den dazu
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ergangenen Vorschriften in der Fassung vom
13. März 1938 wieder in Kraft gesetzt.

(2) Bei Erbfällen, die sich vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes ereignet halben, fin-
det das im Abs. (1) genannte Gesetz auch außer-
halb des Geltungsbereiches des § 8 Anwendung,
wenn die Einantwortung noch nicht verfügt ist.
Die Bestimmungen des § 25 gelten sinngemäß.

§ 6. Wo in den folgenden Bestimmungen die
Vorschriften des allgemeinen Rechtes bezogen
sind, gehören dazu in den Bundesländern Tirol
und Kärnten auch die durch die §§ 4 und 5 dort
wieder in Kraft gesetzten Vorschriften.

E r b h o f v e r m e r k .

§ 7. Der Erhofvermerk im Grundbuch und
die Ersichtlichmachungen über die Zugehörigkeit
von Grundstücken zu einem Erbohof im Grund-
buch (§ 53 des Erbhofgesetzes, §§ 50 ff. der Erb-
hofverfahrensordnung, Artikel 4 der Verordnung
vom 27. Juli 1938, Deutsches R. G. Bl. I S. 935)
sind nach Ablauf von drei Jahren seit dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes von Amts
wegen zu löschen.

A b g r e n z u n g d e r E r b f o l g e n a c h E r b -
h o f r e c h t u n d n a c h a l l g e m e i n e m

R e c h t .

§ 8. Die Vorschriften des Erbhofrechtes über
die Erbfolge kraft Anerbenrechtes finden auch
dann nicht mehr Anwendung, wenn sich der Erb-
fall zwar vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ereignet hat, die Einantwortung aber
noch nicht verfügt ist. Für die Erbfolge gelten
in diesen Fällen die Vorschriften des allgemeinen
Rechtes.

L e t z t w i l l i g e V e r f ü g u n g e n .

§ 9. (1) Letztwillige Anordnungen über einen
Erbhof sind bei Erbfällen, die sich nach (dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes ereignen, als
wirksam anzusehen, soweit sie mit dem nunmehr
geltenden Recht in Einklang zu bringen sind und
hinsichtlich der Formerfordernisse dem Recht zur
Zeit ihrer Errichtung oder dem nunmehr gelten-
den Recht entsprechen. Einer im Erbhofrecht
vorgesehenen Zustimmung bedarf es nicht. Die
Versagung einer solchen Zustimmung ist ohne
Wirkung.

(2) Abs. (1) gilt auch für Erbfälle, die sich vor
dem Inkraft treten dieses Bundesgesetzes ereignet
halben, wenn für die Erbfolge gemäß § 8 die
Vorschriften des allgemeinen Rechtes Anwen-
dung finden.

(3) Für die Auslegung der letztwilligen Anord-
nung der „Verwaltung und Nutznießung oder
der „bäuerlichen Verwaltung u n d Nutzn ießung"
gelten sinngemäß die Bestimmungen des § 11,
Abs. (2).

§ 10. (1) Dem überlebenden Ehegatten als An-
erben nach § 12 der Erbhoffortbildungsverord-
nung k o m m t an dem eingeantworteten Erbhof
des vorverstorbenen Ehegatten für die ver-
bleibende Dauer seines Rechtes die Rechtsstellung
eines Vorerben zu. Nacherben sind der vom vor-
verstorbenen Ehegatten oder von beiden Ehe-
gatten bereits bestimmte weitere Anerbe, sonst
die Personen, die nach dem allgemeinen Recht als
gesetzliche Erben des vorverstorbenen Ehegatten
berufen wären, wenn dieser erst bei Ein t r i t t der
Nacherbfolge gestorben wäre. Die Bestimmung
eines weiteren Anerben durch den überlebenden
Ehegatten ist ohne Wirkung.

(2) Dem überlebenden Ehegatten als Anerben
nach den §§ 24 u n d 25 der Erbhoffortbildungs-
verordnung k o m m t an dem eingeantworteten
Anteil des vorverstorbenen Ehegatten a m Erbhof
für die venbleibende Dauer seines Rechtes die
Rechtsstellung eines Vorerben zu. Nacherben
sind der von den beiden Ehegatten oder von dem
vorverstorbenen Ehegatten allein bereits be-
st immte weitere Anerbe, sonst die Personen, die
nach dem allgemeinen Recht als gesetzliche Erben
des vorverstorbenen Ehegatten berufen wären,
wenn dieser erst bei Eint r i t t de r Nacherbfolge
gestorben wäre. An seinem Anteil am Erbhof
steht dem überlebenden Ehegatten freies Eigen-
t u m zu. Die Bestimmung eines Anerben durch
beide Ehegat ten oder durch den überlebenden
Ehegatten allein für dessen Erbhofbesitz ist als
letztwillige Anordnung für dieses Vermögen nach
dem Tode des überlebenden Ehegatten wirksam.
Anerbenbest immungen eines Ehegatten allein
zum Erbhofbesitz des anderen Ehegatten sind
ohne Wirkung .

R e c h t d e r V e r w a l t u n g u n d N u t z -
n i e ß u n g .

§ 11 . (1) Das Recht der bäuerlichen Verwaltung
und Nutznießung des Ehemannes auf G r u n d der
§§ 4 und 22 der Erbhoffortbi ldungsverordnung
entfällt. Das gleiche gilt für das Recht der bäuer-
lichen Verwaltung u n d Nutznießung auf G r u n d
der §§ 9, 13 und 26 der Erbhoffortbildungsver-
ordnung , wenn die Ehegattin noch lebt.

(2) Ein bereits eingetretenes Recht der Verwal-
tung u n d Nutznießung auf Grund des § 26 des
Erbhofgesetzes oder auf Grund der §§ 11, 21 , 22
und 52 der Erbhofrechtsverordnung sowie ein
bereits eingetretenes Recht der bäuerlichen Ver-
waltung u n d Nutznießung auf G r u n d der §§ 7,
24 und 37 der Erbhoffortbildungsverordnung
bleibt bestehen. Das gleiche gilt für das Recht
der bäuerlichen Verwaltung u n d Nutznießung
auf Grund der §§ 9, 13 und 26 der Erbhoffort-
bildungsverordnung, das nach dem Tode der Ehe-
gatt in für den Ehemann eingetreten ist. Dem Be-
rechtigten k o m m t für die verbleibende Dauer
seines Rechtes die Rechtsstellung eines Frucht-
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nießers gemäß den §§ 509 ff. ABGB. zu. E r ha t
dem Eigentümer, soweit dies der Billigkeit ent-
spricht, nach seinen Kräften Unterhalt zu ge-
währen und ihm, auch wenn dieser nicht zu
seiner häuslichen Gemeinschaft gehört, Gelegen-
heit zur bäuerlichen Ausbildung zu geben. Ober
Streitigkeiten entscheidet das Gericht.

(3) Für die im Abs. (2) bezeichneten Rechte
haften mit dem Rang vom Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Bundesgesetzes die Liegen-
schaften, auf die sich die Rechte in diesem Zeit-
punkt erstreckten. Sie sind im Grundbuch als
Fruchtgenußrechte im Sinne dieses Bundesge-
setzes einzutragen.

(4) Die Grundlage für die bücherliche Eintra-
gung bildet eine in verbücherungsfähiger Form
getroffene Vereinbarung der Parteien über Be-
stand und Inhalt des Rechtes oder, wenn eine
solche nicht zustande kommt , eine auf Antrag
einer der Parteien vom Gericht getroffene Ent-
scheidung darüber.

(5) Die Einleitung eines gerichtlichen Verfah-
rens nach Abs. (4) ist von Amts wegen im
Grundbuch anzumerken. Wird im Verfahren
dem Antrag auf Feststellung eines Rechtes statt-
gegeben, so hat das Gericht die grundbücherliche
Eintragung des Rechtes von Amts wegen zu ver-
anlassen. Die Anmerkung der Einleitung des Ver-
fahrens ist unter einem zu löschen. Diese An-
merkung ist ferner zur Löschung zu bringen,
wenn das Verfahren ohne Feststellung eines
Rechtes endet.

(6) Die im Abs. (2) bezeichneten Rechte er-
löschen, wenn sie nicht auf Grund eines binnen
drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes gestellten Antrages auf Verbücherung
oder von Amts wegen auf Grund eines gericht-
lichen Verfahrens, dessen Einleitung innerhalb
der gleichen Frist grundbücherlich angemerkt
worden ist, im Grundbuch eingetragen werden.
Dies steht nicht einer Vereinbarung entgegen,
wonach diese Rechte ohne Verbücherung gegen
den Verpflichteten als persönliche Schuld auf-
rechterhalten werden.

(7) Die vorstehenden Bestimmungen über Ver-
bücherung finden nicht Anwendung, wenn ein im
Abs. (2) bezeichnetes Recht schon vor dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes im Grundbuche
eingetragen worden ist. Die Eintragung bleibt
uniberührt.

V e r s o r g u n g s r e c h t e .
§ 12. (1) Die auf Grund der §§ 30 und 31 des

Erbhofgesetzes in der Fassung des § 44 der Erb-
hoffortbildungsverordnung und des Artikels 4
der Verordnung vom 27. Juli 1938, Deutsches
R. G. Bl. I S. 935, bereits eingetretenen Versor-
gungsrechte der Abkömmlinge und Eltern eines
Erblassers sowie seines überlebenden Ehegatten
bleiben bestehen. Das gleiche gilt für die auf

Grund der §§ 9, 10, 13, 14 und 26 der Erbhof-
fortbildungsverordnung eingetretenen Versor-
gungsrechte eines neuen Ehegatten des überleben-
den Eheteiles und von Kindern aus der neuen
Ehe, die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes bereits geboren sind. In diesen Fällen
sind bei der Bemessung des Altenteiles des neuen
Ehegatten und der Ausstattungsansprüche der
Kinder aus der neuen Ehe außer der Leistungs-
fähigkeit des Verpflichteten grundsätzlich die
Verdienste der Berechtigten u m den Besitz maß-
gebend zu berücksichtigen. Die Beschränkung
gilt nicht für Versorgungsrechte auf Grund des
§ 26 der Erbhoffortbildungsverordnung, wenn
der Besitz unter Zugrundelegung der Bestim-
mungen des § 23, Abs. (1), der gleichen Verord-
nung als von dem überlebenden Ehegatten
stammend anzusehen ist.

(2) Bei Streitigkeiten aus den im Abs. (1) be-
zeichneten Versorgungsrechten trifft die Bäuer-
liche Schlichtungsstelle die erforderliche Regelung
unter billiger Berücksichtigung der Verhältnissie
der Beteiligten. Sie kann auch Rechte aufhöben
oder einschränken, wenn der Berechtigte ander-
weitig gesichert ist oder wenn dem Verpflich-
teten die Leistung nicht mehr zugemutet werden
kann, insbesondere, wenn sie seine wirtschaftliche
Kraft übersteigt.

(3) Für die im Abs. (1) bezeichneten Rechte
haften mit dem Range vom Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Bundesgesetzes die zu dieser
Zeit zum Erbhof gehörenden Liegenschaften. Sie
sind im Grundbuch als Reallasten im Sinne dieses
Bundesgesetzes einzutragen.

(4) Die Grundlage für die bücherliche E in -
t ragung bildet eine in verbücherungsfähiger F o r m
getroffene Vere inbarung d e r Parteien über Be-
stand u n d Inhalt d e r Rechte oder, wenn eine
solche nicht zustande kommt , eine auf Ant rag
einer der Parteien von der Bäuerlichen Schlich-
tungsstelle getroffene Entscheidung darüber.

(5) Die Bestimmungen der Albs. (5) bis (7) des
§ 11 finden sinngemäß Anwendung .

§ 13. (1) Die Bäuerliche Schlichtungsstelle ent-
scheidet auch bei Streitigkeiten über Versorgungs-
rechte, die im Sinne des § 36 der Erbhofrechts-
verordnung auf G r u n d eines Übergabsvertrages
oder eines anderen Versorgungsvertrages oder
einer Verfügung von Todes wegen zustehen. Das
gleiche gilt für Versorgungsrechte auf G r u n d
eines Zwischenwirtschaftsvertrages oder einer
Zwischenwirtschaftsregelung gemäß § 11 der Erb-
hoffortbi ldungsverordnung oder auf G r u n d der
gerichtlichen Übergabe eines Erbhofes gemäß
§ 43 der gleichen Verordnung. Die Bäuerliche
Schlichtungsstelle kann die Versorgungsleistun-
gen, soweit dies unter Berücksichtigung der U m -
stände des Falles de r Billigkeit entspricht, auf
Antrag anderweitig festsetzen. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn sich die Verhältnisse, die
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für die Bemessung der Leistungen maßgebend
waren, seit dem Abschluß des Vertrages oder seit
der Errichtung ,der Verfügung von Todes wegen
oder seit de r Zwischenwirtschaftsregelung wesent-
lich verändert haben.

(2) Für die im Abs. (1) bezeichneten Rechte
haften gleichfalls m i t dem Range vom Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes die zu
dieser Zeit zum Erbhof gehörenden Liegenschaf-
ten. Sie sind im Grundbuch als Reallasten im
Sinne dieses Bundesgesetzes einzutragen.

(3) K o m m t die bücherliche Eintragung im Ein-
vernehmen zwischen dem Berechtigten u n d dem
Verpflichteten nicht zustande, so hat die Bäuer-
liche Schlichtungsstelle auf Ant rag einer der
Parteien zu entscheiden, ob die Voraussetzungen
für eine bücherliche Eint ragung gegeben sind
und wie sie zu lauten hat. Eine festgestellte Ein-
tragung ist von Amts wegen zu veranlassen.

(4) Die Bestimmungen der Abs. (5) bis (7) des
§ 11 finden sinngemäß Anwendung.

§ 14. (1) Soweit Versorgungsrechte (§§ 12, 13)
bereits den Gegenstand der Entscheidung eines
Gerichtes oder einer Bäuerlichen Schlichtungs-
stelle gebildet haben, können sie durch die Bäuer-
liche Schlichtungsstelle n u r dann anderweitig be-
s t immt werden, wenn sich die Verhältnisse, die
für die Bemessung der Leistungen maßgebend
waren, seit der Entscheidung wesentlich ver-
ändert halben.

(2) W i r d durch eine Entscheidung gemäß
Abs. (1) die Grundlage für neue bücherliche Ein-
tragungen festgestellt, so sind sie durch die
Bäuerliche Schlichtungsstelle von Amts wegen zu
veranlassen. Fü r den Rang der Eintragungen gilt
§ 29 des Allgemeinen Grundbuchsgesetzes.

E n t s c h ä d i g u n g w e i c h e n d e r E r b e n .

§ 15. (1) Ist das Eigentum an einem Erbhof
zuletzt i m Erbwege auf einen neuen Eigentümer
übergegangen und stellt die auf Grund des Erb -
hofrechtes getroffene Regelung für einen An-
gehörigen des Erblassers, der nach dem allge-
meinen Recht bei gesetzlicher Erbfolge dessen
Erbe oder ein Miterbe gewiesen wäre, nach bäuer-
licher Lebensordnung eine als ungerecht u n d un-
billig anzusehende schwere H ä r t e dar, so kann
ihm auf seinen Antrag durch die Bäuerliche
Schilichtungsstelle eine v o m Erben zu leistende
Entschädigung zuerkannt werden.

(2) W e n n de r Erbe das, was er erhal ten ha t ,
selbst nicht m e h r besitzt, ist nu r der W e r t in
Anschlag zu bringen, den er noch besitzt oder in
unredlicher Weise aus dem Besitz gelassen hat
(§ 952 ABGB.).

(3) Die H ö h e der Entschädigung ist nach
billigem Ermessen so zu bestimmen, daß die
H ä r t e nach Tunlichkeit behoben wird. Durch die
Entschädigung darf sich die Lage des Entschädi-

gungswerbers nicht günstiger gestalten, als sie sich
bei entsprechender Berücksichtigung alles dessen,
was er unter Leibenden oder von Todes wegen
erhalten hat , nach d e m allgemeinen Recht bei
gesetzlicher Erbfolge ergeben hät te .

(4) Bei der Bemessung der Entschädigung ist
auf die Leistungsfähigkeit des Erben, v o r allem
auf die Aufrechterhal tung seines Wirtschafts-
betriebes sowie darauf Bedacht zu nehmen, daß
die Entschädigung den Erben insbesondere nicht
zum Verkauf lebenswichtiger Teile seiner W i r t -
schaft oder z u r Veräußerung unte r besonders un-
günstigen Verhältnissen zwingen darf.

(5) K o m m t eine Entschädigung für mehrere
Angehörige des Erblassers in Betracht, so ist dies
bei der Bemessung der Entschädigung für einen
von ihnen entsprechend zu berücksichtigen.

(6) Die Fälligkeit de r Entschädigung kann auch
aufgeschoben werden, jedoch ohne Zust immung
des Entschädigungswerbers n u r bis z u r Höchst-
dauer v o n drei Jahren. In diesem Falle ist zu
bestimmen, o b u n d welche Verzinsung in der
Zwischenzeit stattzufinden hat. Nötigenfalls kann
dem Erben eine angemessene Sicherstellung der
Entschädigung aufgetragen oder die Gewährung
längerer Leistungsfristen von einer entsprechen-
den Sicherheitsleistung abhängig gemacht wer-
den.

(7) Die Entschädigung und die Verzinsung einer
gestundeten Entschädigung können auf Antrag
statt i n Geld auch in (beweglichen oder unbe-
weglichen Sachen oder Rechten gewährt werden.

(8) In das Verfahren können auch Rechte der
Anspruchswerber am Erbhofbesitz, wie Frucht-
genußrechte, Versorgungsrechte u. a. einbezogen
werden. Sie können im Zusammenhang mit der
Zuerkennung einer Entschädigung geändert , auch
beschränkt und aufgehoben werden.

(9) Der Ant rag auf Entschädigung kann nur
binnen drei Jahren nach dem Inkraf t t re ten dieses
Bundesgesetzes bei der Bäuerlichen Schlichtungs-
stellle gestellt werden. Die Einleitung und Durch-
führung eines Verfahrens wi rd dadurch nicht ge-
hindert , d a ß de r Erbe stirbt, bevor ein Antrag
gestellt oder ein gegen i h n eingeleitetes Ver-
fahren beendet ist.

§ 16. (1) Bei der Bemessung der Entschädigung
kann von d e n Bestimmungen des § 15, Abs. (4),
abgegangen werden, wenn sich bei Anwendung
dieser Bestimmungen eine nach bäuerlicher
Lebensordnung tragbare Lösung nicht ergibt. In
diesem Falle k a n n ausnahmsweise auch der ge-
samte zu veranschlagende W e r t als Entschädi-
gung [§ 15, Abs. (7)] zuerkannt werden.

(2) H a t der Erbe eigenes, nicht aus d e m Erbhof
stammendes Vermögen auf den Besitz aufge-
wendet, so m u ß ihm aber jedenfalls ein W e r t
verbleiben oder in Fo rm einer Geldleistung durch
die Entschädigungswerber zuerkannt werden,



Stück 24 , N r . 85 . 565

wodurch der Aufwand gedeckt ist. Auf eine dem
Erben zuerkannte Geldleistung findet § 15,
Abs. (6), sinngemäß Anwendung.

M a ß n a h m e n d e r S t a n d e s a u f s i c h t .

a) Wirtschaftsüberwachung, Wirtschaftsführung
durch einen Treuhänder , Entziehung der Ver-

wal tung und Nutznießung.

§ 17. (1) Besteht auf einem Erbhof eine Wi r t -
schaftsüberwachung durch einen Vertrauensmann
(§§ 74 bis 76 der Erbhofverfahrensordnung) oder
eine Wirtschaftsführung durch einen Treuhänder
(§§ 77 bis 84 der Erbhofverfahrensordnung) oder
ist dem Eigentümer die Verwal tung und N u t z -
nießung des Hofes entzogen [§ 15, Abs. {2), des
Erbhofgesetzes, §§ 85 bis 94 der Erbhofver-
fahrensordnung], so verlieren diese Maßnahmen,
wenn sie nicht durch Zeitablauf oder aus einem
anderen Grunde schon früher enden, drei Monate
nach dem Inkraft t reten dieses Bundesgesetzes
ihre Wirksamkeit . Nach Ablauf dieser Frist sind
die bücherlichen Anmerkungen über die Anord-
nung de r Wirtschaftsführung und der Über-
t ragung der Verwaltung u n d Nutzn ießung auf
Antrag des Eigentümers oder v o n Amts wegen
zu löschen.

(2) Das Gericht kann die im Abs. (1) genannten
Maßnahmen auf Antrag des Eigentümers auch
schon früher aufheben, wenn wichtige Interessen
des Eigentümers es erfordern. In diesem Falle
hat das Gericht von Amts wegen die Löschung
bücherlicher Anmerkungen, die sich auf die auf-
gehobenen Maßnahmen beziehen, zu veranlassen.

(3) Auf Antrag einer der Parteien hat das Ge-
richt gemäß § 75, Abs. (9), der Erbhofverfahrens-
ordnung die Beträge festzusetzen, die der Eigen-
tümer dem Vertrauensmann als Ersatz ange-
messener barer Auslagen zu erstatten ha t , ferner
gemäß § 83, Abs. (1) u n d (2) der Erbhofver-
fahrensordnung zu best immen, ob der Treu-
händer v o m Eigentümer eine angemessene Ver-
gütung für seine Tätigkeit sowie eine Ersta t tung
barer Auslagen verlangen kann , u n d die H ö h e
der Vergütung u n d der Auslagen festzusetzen.
Die Ansprüche auf Auslagenersatz und Vergü-
tung verjähren in sechs Monaten nach dem
Inkraft treten dieses Bundesgesetzes.

(4) De r abtre tende Treuhänder ha t binnen drei
Monaten nach Beendigung der Wirtschaftsfüh-
rung dem Gericht die im § 82, Abs. (3), de r
Erbhofverfahrensordnung vorgesehene Schluß-
rechnung zu legen, wenn nicht der Eigentümer
ihn von der gerichtliehen Ers ta t tung einer
Schlußrechnung befreit. Mi t der Schlußrechnung
zusammenhängende Streitigkeiten entscheidet das
Gericht, dem die Schlußrechnung zu legen ist.

(5) Für Verpachtungen durch einen Treuhänder
oder Nutzverwal te r gelten sinngemäß die Be-
st immungen des § 28.

b) Entziehung des (Eigentums a m Erbhof.

§ 18. (1) Ist das Eigentum an einem Erbhof
gemäß dem § 15, Abs. (3) u n d (4), des Erbhof-
gesetzes und den §§ 95 bis 98 der Erbhofver-
fahrensordnung auf einen neuen Eigentümer
übertragen worden , so bleiben die z u r Regelung
der Rechtsstellung des früheren Eigentümers und
seiner Angehörigen auf Grund des § 98, Abs. (1)
bis (3), der Erbhofverfahrensordnung getroffenen
Maßnahmen bestehen. Ein (Beitrag des früheren
Eigentümers z u den Bewirtschaftungskosten nach
§ 98, Abs. (5), de r Erbhofverfahrensordnung ent -
fällt, bereits geleistete Beiträge können jedoch
nicht zurückgefordert werden.

(2) Für Wohnungs - u n d Unterhaltsrechte, die
auf G r u n d des § 98, Albs. (1) und (2), der Erb-
hofverfahrensordnung bestehen, haften mi t dem
Range v o m Zei tpunkt des Inkraft tretens dieses
Bundesgesetzes die zu dieser Zeit zum Erbhof
gehörenden Liegenschaften. Sie sind im Grund-
buch als Reallasten im Sinne dieses Bundesge-
setzes einzutragen.

(3) Die Bestimmungen der §§ 13 und 14
gelten sinngemäß.

§ 19. (1) Dem früheren Eigentümer kann auf
seinen Antrag durch d ie Bäuerliche Schlichtungs-
stelle das entzogene Eigentum wieder eingeräumt
werden, wenn nach bäuerlicher Lebensordnung
zureichende Gründe für die getroffene Maß-
nahme nicht anzuerkennen sind und bei Be-
rücksichtigung aller Umstände des einzelnen
Falles überwiegende G r ü n d e für die Rücküber-
tragung des Eigentumes sprechen. Sie ist ausge-
schlossen, wenn im Zei tpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes der neue Eigentümer be-
reits verstorben u n d die Einantwor tung seines
Nachlasses schon verfügt ist.

(2) Die Rücküber t ragung des Eigentums be -
schränkt sich auf das, was der neue Eigentümer
noch im Besitz h a t oder zu seinem Nachlaß ge-
hör t . Z u m Ersatz ist vorzuschreiben, was der
neue E igen tümer in unredlicher Weise aus d e m
Besitz gelassen h a t (§ 952 ABGB.). § 16, Abs. (2).
gilt s inngemäß.

(3) Die Einle i tung des Verfahrens auf Rück-
über t ragung des Eigentums ist auf Ersuchen der
Bäuerlichen Schlichtungsstelle i m G r u n d b u c h an-
zumerken . Die A n m e r k u n g h a t die Wi rkungen
einer S t re i t anmerkung nach § 6 1 , Abs. (2), des
Allgemeinen Grundbuchsgesetzes. § 65 des Allge-
meinen Grundbuchsgesetzes gilt s inngemäß.

(4) Der frühere Eigentümer kann den Antrag
auf Rückübertragung des Eigentums bei der
Bäuerlichen Schlichtungsstelle nur binnen einem
Jahr nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
stellen. Die Einleitung und Durchführung eines
Verfahrens wird dadurch nicht gehindert, daß der
neue Eigentümer stirbt, bevor ein Antrag gestellt
oder ein gegen ihn eingeleitetes Verfahren be-
endet ist.
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§ 20. (1) Kommt es nicht gemäß § 19 zur
Rückübertragung des Eigentumes, so kann einem
Angehörigen des früheren Eigentümers, der im
Falle des Todes des früheren Eigentümers zur
Zeit der Entziehung des Eigentums nach dem
allgemeinen Recht bei gesetzlicher Erbfolge
dessen Erbe oder ein Miterbe gewesen wäre, auf
seinen Antrag durch die Bäuerliche Schlichtungs-
stelle eine Entschädigung durch den neuen
Eigentümer zuerkannt werden.

(2) Die §§ 15 und 16 finden sinngemäß An-
wendung. Über Anträge auf Entschädigung nach
Abs. (1) kann erst entschieden werden, wenn
feststeht, daß das Eigentum nicht gemäß § 19
vom neuen Eigentümer auf den früheren Eigen-
tümer rückübertragen wird.

Ü b e r g a n g des E i g e n t u m s am E r b -
h o f i n a n d e r e n F ä l l e n .

§ 21. Die §§ 19 und 20 finden sinngemäß An-
wendung, wenn das Eigentum an einem Teil des
Erbhofes oder am ganzen Erbhof zuletzt kraft
Gesetzes auf Grund des § 22 der Erbhofrechts-
verordnung oder durch gerichtliche Anordnung
auf Grund der §§ 15, 27 oder 43 der Erbhoffort-
bildungsverordnung zu Lebzeiten des Eigen-
tümers auf einen neuen Eigentümer übergegan-
gen ist. Das gleiche gilt, wenn das Eigentum an
einem Erbhof zuletzt durch einen Übergabsver-
trag auf einen neuen Eigentümer übertragen
worden ist.

G e r i c h t l i c h e s V e r f a h r e n .

§ 22. (1) Soweit nach diesem Bundesgesetz das
Gericht zur Entscheidung berufen ist, ist das Be-
zirksgericht zuständig, bei dem das für den
früheren Erbhof zuständige Anerbengericht be-
standen hat. Es entscheidet im Verfahren außer
Streitsachen, allfällig nach Anhörung einer land-
wirtschaftlichen Berufskörperschaft oder von ge-
eigneten und mit den Verhältnissen vertrauten
Sachverständigen. Eine Verweisung auf den
Rechtsweg findet nicht statt. Vor Bestellung von
Sachverständigen und über Sachverständigengut-
achten sind die Parteien zu hören.

(2) Das Gericht h a t nach Tunlichkeit die Her -
stellung eines gültigen Übere inkommens zu ver-
suchen.

(3) Zu den Verhandlungen kann die Partei auch
in Begleitung eines Bevollmächtigten erscheinen.

(4) Inwieweit die Kosten des Verfahrens von
einer Partei zu ersetzen oder unter die Parteien
zu teilen sind, entscheidet das Gericht nach freiem
Ermessen. Die Kosten eines beigezogenen Ver-
treters h a t die Partei stets selbst zu tragen.

(5) Gegen die Entscheidung des Gerichtes
zweiter Instanz findet kein Rechtsmittel s tat t .

B ä u e r l i c h e S c h l i c h t u n g s s t e l l e .

§ 23 . (1) Bei jedem A m t der Landesregierung
und beim Magistrat der Stadt Wien wird eine
Bäuerliche Schlichtungsstelle gebildet. Sie k a n n
auch außerhalb des Sitzes des Amtes de r Landes-
regierung Sitzungen abhaken. Die Bäuerliche
Schlichtungsstelle besteht aus einem vom Ober-
landesgerichtspräsidenten bestellten Richter als
Vorsitzenden, einem vom Landeshauptmann
(Bürgermeister v o n Wien) berufenen rechts-
kundigen Verwaltungsbeamten u n d zwei von
ihm auf Vorschlag der Landeslandwirtschafts-
kammer berufenen Mitgliedern. Für jedes Mit-
glied sind nach Bedarf ein oder mehrere Ersatz-
mitglieder zu bestellen, die i m Falle der Ver-
hinderung des Mitgliedes an dessen Stelle t re ten .

(2) Die Bestellung zum Mitglied gi l t f ü r drei
Kalenderjahre.

(3) Die Mitglieder sind in Ausübung ihres
Amtes unabhängig und an keine Weisungen ge-
bunden .

(4) Die Mitgliedschaft z u r Bäuerlichen Schlich-
tungsstelle ist e in unbesoldetes Ehrenamt . Die
den Mitgliedern zu ersetzenden Reise- u n d Auf-
enthal tsgebühren werden durch V e r o r d n u n g fest-
gesetzt.

(5) Auf das Verfahren v o r der Bäuerlichen
Schlichtungsstelle finden die Best immungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes s inn-
gemäß Anwendung .

(6) Die Bäuerliche Schlichtungsstelle ha t nach
Tunl ichkei t die Hers te l lung eines gütlichen Über -
e inkommens zu versuchen.

(7) Die Bäuerliche Schlichtungsstelle faßt ihre
Beschlüsse mi t einfacher Mehrhe i t de r S t immen.
Der Vors i tzende g ib t seine S t imme zuletzt ab.
Bei Stimmengleichheit gibt die St imme des Vor -
sitzenden den Ausschlag. De r Vorsi tzende kann
allein Vergleichsverhandlungen führen u n d zu-
standegekommene Vergleiche beu rkunden .

(8) Inwieweit die Kosten des Verfahrens von
einer Partei zu ersetzen oder u n t e r die Parteien
zu teilen sind, entscheidet d ie Bäuerliche Schlich-
tungsstelle nach freiem Ermessen. Die Kosten
eines beigezogenen Ver t re te rs ha t die Par te i
stets selbst zu tragen.

(9) Die Bescheide der Bäuerlichen Schlichtungs-
stelle und die von ihr geschlossenen Vergleiche
sind Exekutionsti tel im Sinne des § 1 der
Exekut ionsordnung. Sie sind als öffentliche U r -
kunden im Sinne des § 33 des Allgemeinen
Grundbuchsgesetzes anzusehen.

(10) Örtlich zuständig ist die Bäuerliche Schlich-
tungsstelle, i n deren Sprengel das für den
frühenen Erbhof zuständig gewesene Anerben-
gericht seinen Sitz ha t te .

§ 24. (1) Gegen die Entscheidung einer Bäuer-
lichen Schlichtungsstelle kann von jeder Partei
die Berufung an die Bäuerliche Oberschlichtungs-
stelle erhoben werden.
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(2) Die Bäuerliche Oberschlichtungsstelle wird
beim Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft in Wien gebildet. Sie kann außerhalb
von Wien Sitzungen abhalten. Sie besteht aus
einem vom Präsidenten des Obersten Gerichts-
hofes bestellten Mitglied des Obersten Gerichts-
hofes als Vorsitzenden, einem vom Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft berufenen
rechtskundigen Verwaltungsbeamten und zwei
von ihm auf Vorschlag der Landeslandwirt-
schaftskammem berufenen Mitgliedern. Für
jedes Mitglied sind nach Bedarf ein oder mehrere
Ersatzmitglieder zu bestellen, die im Falle der
Verhinderung des Mitgliedes an dessen Stelle
treten.

(3) Die Bestimmungen des § 23, Abs. (2) bis
(9), finden Anwendung.

A n h ä n g i g e V e r l a s s e n s c h a f t s a b -
h a n d l u n g e n .

§ 25. Gemäß den Vorschriften des Erbhof-
rechtes anhängige Verlassenschaftsabhandlungen
sind fortzusetzen. Soweit es durch die Bestim-
mungen des § 8 nötig wird, sind sie neu durch-
zuführen. In den unter § 8 fallenden Verfahren
sind bereits abgegebene Erbserklärungen wir-
kungslos. Das gleiche gilt für Vereinbarungen im
Hinblick auf eine Erbregelung gemäß dem Erb-
hofrecht. In diesen Verfahren anhängige Rekurse
sind vom Rekursgericht durch Beschluß insoweit
als gegenstandslos zu erklären, als sie erbhof-
rechtliche Fragen zum Gegenstand haben.

A n h ä n g i g e a n e r b e n b e h ö r d l i c h e
V e r f a h r e n .

§ 26. (1) Soweit anerbenbehördliche Verfahren
noch als nicht kriegsdringlich zurückgestellt oder
aus einem anderen Grunde unterbrochen sind,
endet die Zurückstellung oder Unterbrechung
mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes.

(2) Die bei einem Anerbengericht anhängigen
Rechtssachen sind v o n dem Bezirksgericht, bei
dem das bisher zuständige Anerbengericht be-
standen hat , an die n u n m e h r zuständige Behörde
zu überweisen. Fehlt es an einer solchen, so
hat dieses Bezirksgericht selbst im Verfahren
außer Streitsachen zu entscheiden.

(3) Verfahren, die durch die Aufhebung des
Erbhofrechtes gegenstandslos geworden sind, sind
durch Beschluß einzustellen. Andere Verfahren
sind fortzusetzen. Soweit es durch die Änderung
des anzuwendenden Rechtes nötig wird, sind sie
neu durchzuführen.

(4) Rechtsmittelfristen, die noch nicht abge-
laufen sind, beginnen nach den n u n m e h r
geltenden Vorschriften m i t dem Tage des
Inkraft tretens dieses Bundesgesetzes. Innenhalb
dieser Fristen können n u r nach den n u n m e h r
geltenden Vorschriften zulässige Rechtsmittel er-
hoben werden.

(5) Entscheidungen des Reichserbhofgerichtes
über Beschwerden gegen Entscheidungen der im
Gebiet der Republ ik Österreich gelegenen An-
erbenbehörden sind unwirksam, wenn sie nach
dem 27. April 1945 erlassen worden sind oder
zwar früher gefällt wurden, aber den österreichi-
schen Anerbenbehörden nicht spätestens am
1. Oktober 1945 zugekommen sind.

(6) H a t in einem Verfahren, das nach Abs. (2)
fortzusetzen ist, über eine a n das Reichserbhof-
gericht gerichtete Beschwerde dieses Gericht noch
nicht entschieden oder ist seine Entscheidung nach
Abs. (5) unwirksam, so h a t die nach den nun-
mehr geltenden Vorschriften in letzter Instanz
zuständige Behörde zu entscheiden. Bei Beschwer-
den gemäß § 11 u n d § 15, Abs. (2), de r Zweiten
Kriegsvereinfachungs-Verordnung für das Erb -
hofrecht v o m 27. September 1944, Deutsches
R . G. Bl. I S. 238, ist die i n zweiter Instanz zu-
ständige (Behörde zu r Entscheidung berufen.

(7) Verfahren über Gebühren und Auslagen
(§§ 99 ff. der Erbhofverfahrensordnung) sind
von dem Gericht, bei dem die für sie zuständige
Anerbenbehörde bestanden hat , un t e r Zugrunde-
legung der bisherigen Vorschriften durchzufüh-
ren. A n die Stelle des Reichserbhofgerichtes t r i t t
der Oberste Gerichtshof.

(8) D e m Reichserbhofgericht oder anderen aus-
ländischen Gerichten oder Behörden übersen-
dete Ak ten übe r Erbhofsachen sind auf Ant rag
eines Beteiligten z u erneuern, wenn sie noch
nicht zurückgelangt sind. Die Best immungen der
§§ 20 bis 33 der Verordnung v o m 9. August
1927, B . G . Bl. N r . 248, sind sinngemäß anzu-
wenden.

III. Ausführungsbestimmungen zu r Aufhebung
des Landbewirtschaftungsrechtes.

B e w i r t s c h a f t u n g s m a ß n a h m e n .
§ 27. (1) Besteht auf einem landwirtschaftlichen

Betrieb oder auf einem Grundstück auf Grund
der Verordnung zur Durchführung der Verord-
nung zur Sicherung der Landbewirtschaftung
vom 20. Jänner 1943, Deutsches R. G. Bl. I
S. 35, (im folgenden mit „Verordnung" bezeich-
net) eine Wirtschalftsüberwachung durch einen
Vertrauensmann (§§ 7 bis 11 der Verordnung)
oder eine treuhänderische Verwaltung (§§ 12 bis
23 der Verordnung), so verlieren diese Maß-
nahmen, wenn sie nicht durch Zeitablauf oder
aus einem anderen Grunde schon früher enden,
drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes ihre Wirksamkeit. Nach Ablauf
dieser (Frist sind die bücherlichen Anmerkungen
über die treuhänderischen Verwaltungen auf An-
trag des Eigentümers oder von Amts wegen zu
löschen.

(2) Das Gericht kann die im Abs. (1) genannten
Maßnahmen auf Antrag des Nutzungsberechtig-
ten schon früher aufheben, wenn wichtige Inter-
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essen des Nutzungsberechtigten es erfordern. In
diesem Falle hat das Gericht von Amts wegen
die Löschung bücherlicher Anmerkungen über
die treuhänderischen Verwaltungen zu veran-
lassen.

(3) Aul Antrag einer der Parteien hat das Ge-
richt die gemäß § 8, Abs. (6), der Verordnung
dem Vertrauensmann zu erstattenden Kosten und
baren Auslagen sowie die gemäß § 20, Abs. (2),
der Verordnung dem Treuhänder zu erstat-
tenden Auslagen und die ihm für seine Tätigkeit
zu gewährende Vergütung festzusetzen. Die An-
sprüche auf Auslagenersatz und Vergütung ver-
jähren in sechs Monaten nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes.

(4) Der abtretende Treuhänder hat dem Ge-
richt binnen drei Monaten nach Beendigung der
Verwaltung die im § 18, Abs. (3), der Verord-
nung vorgesehene Schlußrechnung zu legen,
wenn nicht der Nutzungsberechtigte ihn von der
gerichtlichen Erstattung einer Schlußrechnung
befreit. Mit der Schlußrechnung zusammenhän-
gende Streitigkeiten entscheidet das Gericht, dem
die Schlußrechnung zu legen ist.

(5) Als Gericht schreitet das bisher zuständige
Bezirksgericht ein. Es entscheidet im Verfahren
außer Streitsachen. Gegen die Entscheidung des
Gerichtes zweiter. Instanz findet kein Rechts-
mittel statt.

(6) Für Verpachtungen durch einen Treuhän-
der gelten sinngemäß die Bestimmungen des § 28.

§ 28. E i n auf G r u n d des § 24 der Verordnung
bestehender Pachtvertrag k a n n auf Antrag des
Verpächters v o m Pachtamt auch vorzeitig aufge-
hoben werden, wenn die Voraussetzungen des
§ 3, Abs. (2), Z. 3, de r Reichspachtschutzordnung
v o m 30. Juli 1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 1065,
gegeben sind.

§ 29. Ist i n einem auf G r u n d des § 28 der
Verordnung eingeleiteten Zwangsversteigerungs-
verfahren der Zuschlag noch nicht rechtskräftig
erteilt, so ist das Verfahren einzustellen oder
der Zuschlag z u versagen.

A n h ä n g i g e V e r f a h r e n .

§ 30. (1) Soweit Verfahren noch als nicht
kriegsdringlich zurückgestellt oder aus einem
anderen Grunde unterbrochen sind, endet die
Zurückstellung oder Unterbrechung mit dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes.

(2) Anhängige Verfahren, die durch die Auf-
hebung des Landbewirtschaftungsrechtes gegen-
standslos geworden sind, sind durch Beschluß
einzustellen. Andere Verfahren sind v o n dem
bisher zuständigen Gericht im Verfahren außer
Streitsachen durchzuführen.

(3) Verfahren über Gebühren u n d Auslagen
sind von dem Gericht, bei dem sie anhängig
sind, un te r Zugrundelegung der bisherigen Vor -
schriften durchzuführen.

IV. Schlußbestimmungen.
§ 3 1 . Mit der Vollziehung dieses Bundesge-

setzes sind die Bundesministerien für Justiz, für
Land- und Forstwirtschaft u n d für Finanzen be-
traut.

Renner
Figl Gerö Kraus Zimmermann

8 6 . Bundesgesetz vom 21. März 1947
über vorläufige Maßnahmen auf dem Ge-

biete des Pachtschutzrechtes.
Der Nat ional ra t ha t beschlossen:

§ 1. (1) Aufgehoben werden:
1. die Verordnung über die Vereinfachung des

Verfahrens in Pachtschutzangelegenheiten v o m
6. Ok tobe r 1942, Deutsches R. G. Bl. I S. 585,

2. die Verordnung über außerordentliche
Maßnahmen im Pacht-, Landbewirtschaftungs-
und Entschuldungsrecht aus Anlaß des totalen
Krieges vom 11. Oktober 1944, Deutsches
R. G. Bl. I S. 245, soweit sie sich auf das Pacht-
recht bezieht,

3. in der Verordnung zur Vereinheitlichung des
Pachtnotrechtes (Reichspachtschutzordnung) vom
30. Juli 1940, Deutsches R . G. Bl. I S. 1065, die
Bestimmungen über Jagdpachtverträge.

(2) Die durch die im Abs. (1) angeführten Vor-
schriften aufgehobenen oder abgeänderten Be-
stimmungen treten wieder in Kraft, soweit sich
nicht aus diesem Bundesgesetz etwas anderes
ergibt.

§ 2. (1) Die nichtbeamteten Beisitzer der Pacht-
behörden, die vor dem 27. April 1945 bestellt
worden sind, sind ihres Amtes enthoben.

(2) Sind nach dem 27. Apri l 1945 nichtbeamtete
Beisitzer noch nicht neu bestellt worden, so ist
die Bestellung ohne Verzug vorzunehmen.

(3) Bis dahin entscheiden in dringenden Fällen
die Vorsitzenden der Pachtbehörden ohne Bei-
sitzer.

§ 3. In Pächtschutzsachen t re ten an die Stelle
der Kreisbauernführer die Bezirksbauernkam-
mern, an die Stelle de r Landesbauernführer die
Landeslandwirtschaftskammern u n d an die Stelle
des Reichsbauernführers das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft, jedoch nur soweit,
als es sich u m die Bestellung und Enthebung
der nichtbeamteten Beisitzer der Pachtbehörden
handelt.

§ 4. (1) Bei Pachtverträgen über Erbhöfe oder
Grundstücke, d ie zu einem Erbhof gehören,
treten a n die Stelle de r Anerbengerichte u n d der
Erbhofgerichte d ie Pachtbehörden.

(2) Pachtschutzsachen, d ie bei Anerbengerichten
anhängig sind, gehen in der Lage, in der sie
sich befinden, auf die örtlich zuständigen Bezirks-
gerichte als Pachtämter über .
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§ 5. (1) Die (Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes gelten auch für anhängige Verfahren.

(2) Als nichtkriegsdringlich zurückgestellte
Pachtschutzsachen sind fortzusetzen.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

Renner
Figl Gerö Kraus

8 7 . Verordnung der Bundesregierung vom
5. Februar 1947, betreffend die teilweise
Wiederinkraftsetzung des Tarifes über das
Ausmaß der Verwaltungsabgaben in den An-

gelegenheiten der Bundesverwaltung.

Auf Grund des § 78 des Allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes vom 21. Juli 1925,
B. G. Bl. Nr. 274, wird verordnet:

Nach der Tarifpost 145 des besonderen Teiles
des Tarifes über das Ausmaß der Verwaltungs-
abgaben in den Angelegenheiten der Bundes-
verwaltung, Beilage der Bundes-Verwaltungs-
abgabenverordnung, B. G. Bl. Nr. 149/1930,
in der Fassung der Verordnung B. G. Bl.
Nr. 132/1937, wird bis zur endgültigen Rege-
lung des Ausmaßes der Verwaltungsabgaben
eingeschaltet:
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Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Heinl Sagmeister
Krauland Übeleis Altmann Gruber Altenburger

8 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und "Wiederaufbau vom 28. Fe-
bruar 1947 über die Regelung des Verkehrs

mit Leder (Lederbewirtschaftungsver-
ordnung).

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 24. Juli
1946, B .G. Bl. Nr . 172, womit das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau zur Er-
lassung von Vorschriften zur Regelung des
Warenverkehrs ermächtigt wird (Warenver-
kehrsgesetz), wird verordnet:

§ 1. (1) Der Verkehr mit Leder aller Ar t (im
folgenden kurz „Leder" genannt) wird staatlich
geregelt ((bewirtschaftet).

(2) Die Bewirtschaftung erstreckt sich auf den
gesamten Inlandsverkehr mit Leder sowie auf
die Einfuhr und Ausfuhr von diesem.

§ 2. (1) Die Bewirtschaftung obliegt dem Bun-
desministerium für Handel und Wiederaufbau.

(2) Mit der Handhabung der Bewirtschaftungs-
vorschriften wird die Bewirtschaftungsstelle für
Leder bei der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft (im folgenden kurz „Bewirtschaf-
tungsstelle" genannt) betraut, die sich bei der
Versorgung der Ledererzeugung mit Roh- und
Hilfsstoffen und bei der Regelung der Erzeugung
und Verteilung von Leder der hiefür bestehen-
den gemeinsamen Einrichtungen der Erzeuger
von Leder sowie der Händler mit diesem be-
dient.

(3) D i e Geschäfte der Bewirtschaftungsstel le
w e r d e n u n t e r d e r Lei tung eines Ausschusses v o n
zwei Geschäftsführern kol lekt iv geführt , v o n
denen einer von d e r Bundeskammer de r gewerb-
lichen Wirtschaft, der zwei te v o m Arbei ter -
kammer tag bestellt wind.

(4) D e r Ausschuß [Abs. (3)] (besteht aus je e inem
Vertreter der Unternehmungen der ledererzeu-
genden Industrie und des ledererzeugenden Ge-
werbes und einem Vertreter der Unternehmun-
gen des Häutehandels, ferner der gleichen An-
zahl von Vertretern der Arbeiterschaft und je
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einem Vertreter der Dienstgelber und Dienst-
nehmer der Landwirtschaft. Die Mitglieder des
Arbeitsausschusses werden vom Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau auf Vor-
schlag der zuständigen Berufsvereinigungen be-
stellt, wobei diese hinsichtlich der Auswahl des
Vertreters der Dienstnehmer der Landwirtschaft
an den Vorschlag des Gewerkschaftsbundes ge-
bunden sind.

§ 3. Die Bewirtschaftungsstelle kann nach den
Weisungen des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau im Einzelfalle Anweisungen
über die Art und den Umfang der Erzeugung,
Bearbeitung, Verarbeitung, Abgabe und Lage-
rung von Leder erteilen.

§ 4. (1) Vom Tage des Inkrafttretens dieser
Verordnung an dürfen Unternehmungen, die
Leder erzeugen, verbrauchen, einlagern, für sich
oder andere verwahren oder damit handeln, über
diese Ware nur im Rahmen der Bestimmungen
dieser Verordnung verfügen.

(2) Sie dürfen Rechtsgeschäfte über diese Ware
nur auf Grund von Bezugsgenehmigungen (§ 5)
abschließen; anderenfalls sind die Rechtsgeschäfte
nichtig.

§ 5. (1) Die Lieferung und der Bezug von Leder
ist nur auf Grund einer Bezugsgenehmigung ge-
stattet.

(2) Die Bezugsgenehmigung wi rd auf A n t r a g
v o n d e r Bewirtschaftungsstelle nach d e n g rund -
sätzlichen Weisungen des Bundesministeriums für
H a n d e l u n d Wiederaufbau i n der Fo rm eines
auf die betreffende Ledersorte u n d -menge lau-
tenden Ledergutscheines ertei l t .

(3) D e r Ledergutschein berechtigt den Liefe-
ran ten zur Lieferung u n d den Inhaber zum Be-
zug d e r A r t u n d Menge von Leder, auf den e r
(lautet.

(4) Der Lieferant ha t den Ledergutschein ein-
zuziehen, sobald die auf ihm angegebene Waren -
menge ausgeliefert wurde .

(5) Der Ledergutschein verl ier t nach Ablauf
des auf i h m angegebenen Termines seine Gül t ig-
keit . Die Gült igkei tsdauer kann v o n der Bewirt-
schaftungsstelle auf An t rag ver länger t werden.

(6) Das Bundesminis ter ium für H a n d e l u n d
Wiederaufbau kann nach A n h ö r u n g des Beirates
für Leder (§ 9) Ausnahmen von den Vorschriften
des Abs. (1) zulassen.

§ 6. (1) Der eingezogene Ledergutschein [§ 5,
Abs. (4)] berechtigt d e n Lieferanten, soweit e r
nicht selbst Erzeuger das Leders ist, z u m Bezug
der Ledersorte u n d -menge, auf den d e r G u t -
schein laute t .

(2) Ist der Lieferant selbst Erzeuger des gelie-
ferten Leders, so h a t er den eingezogenen Leder-
gutschein bis z u d e m v o n der Bewirtschaftungs-
steile festgesetzten T e r m i n bei dieser Steile ein-
zureichen, v o n de r e r nach Maßgabe der abge-

füh r t en Ledergutscheine u n d entsprechend dem
für d ie Verarbei tung v o n R o h h ä u t e n und Fellen
v o n d e r Bewirtschaftungsstelle monatl ich festge-
setzten Kont ingen ten (Einarbeitungskontingen-
ten) Zutei lungen erhäl t .

(3) Die ledererzeugenden Un te rnehmungen
haben die i hnen v o m Bundesminister ium für
Hande l und Wiederaufbau zugetei l ten H ä u t e und
Felle in der Höhe des festgesetzten Einarbei-
tungskontingentes und entsprechend den von
diesem Ministerium erteilten Anweisungen (§ 3)
zu verarbeiten.

§ 7. (1) Die im § 4 genannten Unternehmungen
sind verpflichtet, über Aufforderung der Bewirt-
schaftungsstelle dieser Betriebsmeldungen auf
den vorgeschriebenen Formularen fallweise oder
laufend zu erstatten.

(2) Sie sind verpflichtet,
a) Aufzeichnungen zu führen, aus denen

Lagenbestand sowie Zu- und Abgang von
Leder ersichtlich sind;

b) den vom Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau oder der Bewirtschaf-
tungsstelle mit der Überprüfung beauf-
tragten Organen Einsicht in die Bücher und
Aufzeichnungen zu gewähren und Zutritt
zu den Lagerräumen zu gestatten.

§ 8. (1) Die Ein- und Ausfuhr von Leder bedarf
der Zustimmung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau, die vom Österreichi-
schen Warenrverkehrsbüro vor der Bearbeitung
des Antrages auf Erteilung der Genehmigung
des einschlägigen Auslandsgeschäftes im Wege
der Bewirtschaftungsstelle einzuholen ist.

(2) Wer Leider im Auslandsverkehr (freier oder
Veredlungs-, Lohnverarbeitungs-Verkehr) ein-
oder ausführt, hat dies unter Angabe der Liefe-
ranten bei der Einfuhr oder des Empfängers
bei der Ausfuhr, ferner unter Angabe der
Warengattung (Zolltarifnummer), der Menge,
der Art des Geschäftes als freier oder Vered-
lungs-, Lohnverarbeitungs-Verkehr sowie der Ver-
tragsnummer des Österreichischen Warenver-
kehrsbüros binnen 24 Stunden nach Einlangen
oder Absendung der Ware auf dem vorgeschrie-
benen Formular dem Österreichischen Warenver-
kehrsbüro zur Weiterleitung an die Bewirtschaf-
tungsstelle zu melden.

§ 9. Zur Beratung und Begutachtung aller mit
der Regelung des Verkehres mit Leder zusam-
menhängenden Fragen wird beim Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau ein Bei-
rat für Leder bestellt. Ihm obliegt insbesondere
die Beratung und Begutachtung bei der Auf-
stellung des Planes über die Erzeugung und Ver-
teilung von Leder sowie über die Zuteilung der
für dessen Herstellung erforderlichen Roh- und
Hilfsstoffe für mindestens ein Kalenderviertel-
jahr.
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§ 10. (1) Der Beirat setzt sich zusammen aus:

1. Einem Vertreter des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau als Vorsitzenden,

2. einem Vertreter des Bundesministeriums für
Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung als
Stellvertreter des Vorsitzenden,

3. einem Vertreter des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft,

4. je zwei Vertretern) der Unternehmungen
(Dienstgeber) der ledererzeugenden Industrie
und des ledererzeugenden Gewerbes, ferner

je einem Vertreter des Häutehandels und des
Lederhandels,

5. der gleichen Anzahl von Vertretern der in
diesen, Unternehmungen der Industrie, des Ge-
werbes und des Handels (Ziffer 4) beschäftigten
Dienstnehmer,

6. je einem Vertreter der Dienstgeber und
Dienstnehmer aus den Kreisein) der Landwirt-
schaft.

(2) Die Vertreter der Dienstgeber der Indu-
strie, des Gewerbes und des Handels werden auf
Vorschlag der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft, die Vertreter der Dienstgeber der
Landwirtschaft auf Vorschlag der Landwirt-
schaftskammer für Niederösterreich und Wien
und die Vertreter der Dienstnehmer auf Vor-
schlag des Arbeiterkammertages vom Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau be-
stellt, wobei der Vertreter der Dienstnehmer
der Landwirtschaft dem Arbeiterkammertag von
der Landwirtschaftskammer für Niederösterreich
und Wien im Einvernehmen mit dem Gewerk-
schaftsbund zu benennen ist.

(3) Sofern die in den Beirat entsandten Ver-
treter der Dienstgeber und Dienstnehmer auch
dem mit der Leitung der Bewirtschaftungsstelle
betrauten Arbeitsausschuß [§ 2, Abs. (4)] ange-
hören, kommt ihnen im Beirat nur eine bera-
tende Stimme zu.

(4) Zu den Sitzungan des Beirates können Ex-
perten mit beratender Stimme zugezogen
werden.

§ 11. (1) Der Beirat tritt mindestens einmal
im Kalendervierteljahr zusammen. Darüber hin-
aus kann er vom Vorsitzenden selbst oder auf
begründeten Antrag eines Beiratsmitgliedes
jederzeit einberufen werden.

(2) Der Beirat faßt seine Beschlüsse mit
Stimmeneinhelligkeit. Falls eine einheitliche Auf-
fassung über eine im Beirat behandelte Frage nicht
erzielt werden kann, sind die voneinander ab-
weichenden Stellungnahmen in der Sitzungs-
niederschrift festzuhalten. In diesem Falle ent-
scheidet das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau.

(3) Die Geschäftsordnung des Beirates wird
vom Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau nach Anhörung der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft und des Arbeiterkam-
mertages bestimmt.

§ 12. Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen dieser Verordnung werden nach § 8 des
Warenverkehrsgesetzes vom 24. Juli 1946,
B.G.Bl. Nr. 172, bestraft.

§ 13. (1) Diese Verordnung verliert mit Ab-
lauf der Geltungsdauer der dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau durch § 1
des Warenverkehrsgesetzes vom 24. Juli 1946,
B. G. Bl. Nr. 172, erteilten Ermächtigung ihre
Wirksamkeit.

(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens dieser
Verordnung treten die bisher geltenden Vor-
schriften über die Bewirtschaftung von Leder
außer Kraft.

Heinl

8 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 8. März 1947 über die Er-
richtung einer zweiten Notarstelle in Bregenz.

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung
(Gesetz vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 75)
wird im Sprengel des Landesgerichtes Feldkirch
eine zweite Notarstelle in Bregenz errichtet.

Gerö

9 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 12. März
1947 über die Regelung des Verkehres mit
Häuten und Fellen (Häutebewirtschaftungs-

verordnung).

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 24. Juli
1946, B.G. Bl. Nr. 172, womit das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau zur Er-
lassung von Vorschriften zur Regelung des
Warenrverkehres ermächtigt wird (Warenver-
kehrsgesetz), wird verordnet:

§ 1. (1) Der Verkehr mit Häuten und Fellen
wird staatlich geregelt (bewirtschaftet).

(2) Der Bewirtschaftung unterliegen folgende
Häute und Felle, jedoch nicht Leimleder, und
zwar: roh (grün gesalzen), auch gekalkt, ge-
trocknet, enthaart l(Blößen) oder gespalten, je-
doch nicht weiterbearbeitet, auch in Teilstücken
(zum Beispiel Kernstücken, Seiten), in- und aus-
ländischen Ursprungs:

A. Kalbfelle,
B. Rindshäute (Zahmhäute, einschl. Fresser),
C. Kipse,
D. Schweinshäute,
E. Roßhäute,
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F. 1. Schaf- und Ziegenfelle, Lamm- und
Zickelfelle,

2. Wilddecken (Reh, Hirsch, Gemsen),
G. Kriechtierhäute.
(3) Die Bewirtschaftung erstreckt sich auf den

gesamten Inlandsverkehr mit Häuten und Fellen
sowie auf die Einfuhr und Ausfuhr dieser Waren.

§ 2. (1) Die Bewirtschaftung von Häuten und
Fellen obliegt dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau.

(2) Mi t der Handhabung der Bewirtschaftungs-
vorschriften wird die Bewirtschaftungsstelle für
Leder (§ 2 der Lederberwirtschaftungsverordnung
v o m 28. Februar 1947, B. G. Bl . N r . 88) ( im
folgenden kurz „Bewirtschaftungsstelle" ge-
nannt) betraut.

(3) Die Bewirtschaftungsstelle kann nach den
Weisungen des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau im Einzelfalle Anweisungen
über die Ar t rund den Umfang der Aufbringung,
Verteilung, Verarbeitung, Abgabe u n d Lagerung
erteilen.

§ 3. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieser
Verordnung dürfen Erzeuger, Verarbeiter und
Händler , bei denen bewirtschaftete H ä u t e und
Felle anfallen, über diese n u r nach Maßgabe der
Bestimmungen dieser Verordnung u n d der zu
deren Durchführung erlassenen Vorschriften ver-
fügen. Rechtsgeschäfte, die gegen diese Be-
st immungen verstoßen, sind nichtig.

§ 4. (1) Als Erzeuger von Häu ten und Fellen
gilt, wer im Zei tpunkt ihrer Trennung vom
Tierkörper berechtigt ist, über sie zu verfügen.

(2) Die Erzeuger von Häu ten und Fellen sind
verpflichtet, alle i n ihrem Besitz befindlichen
H ä u t e und Fälle der im § 1, Abs. (2), genannten
Ar ten unverzüglich, spätestens 30 Tage nach der
Schlachtung, a n einen Häutesammler, Häu te -
händler oder Häutegroßhändler zu verkaufen und
abzuliefern. Die auf Schlachthöfen anfeuernden
H ä u t e und Felle sind an dem auf die Schlachtung
folgenden Tag in ungesalzenem Zustand an einen
Häutehändler (Häutegroßhändler) oder an
Häuteverwertungsgenossenschaften (§ 8) zu ver-
kaufen u n d unverzüglich abzuliefern.

§ 5. (1) Häutesammler, Häutehändler und
Häutegroßhändler haben die bei ihnen anfallen-
den bewirtschafteten H ä u t e und Felle binnen
30 Tagen nach deren Erwerbung einem zu r un-
mittellbaren Ablieferung an Verarbeiter befugten
Häutegroßhändler [§ 6, Abs. (2)] zu verkaufen
und unverzüglich abzuliefern.

(2) Sie haben ordnungsmäßige Aufzeichnungen
über den Bestand zu führen, aus denen Zu- u n d
Abgang ersichtlich ist.

§ 6. (1) Verarbeiter von Häu ten u n d Fellen ist,
wer diese z u Leder, zu venwendungsfähiger Roh-
haut oder zu Pelzzwecken verarbeitet.

(2) Die Befugnisse z u r unmit telbaren Lieferung
v o n bewirtschafteten H ä u t e n u n d Fellen an
Verarbei ter wird an Großhändler , die der ein-
schlägigen Hande l sgruppe angehören, v o m Bun-
desministerium für Hande l und Wiederaufbau
auf Vorschlag der Bewirtschaftungsstelle erteil t .

(3) Diese H ä u t e g r o ß h ä n d l e r dür fen bewir t -
schaftete Häu te und Felle n u r an Verarbeiter
und n u r auf Grund einer Zuteilungsanweisung
der Bewirtschaftungsstelle veräußern.

(4) Sie haben ihre Gesamtbestände an Häuten
und Fellen, soweit über diese v o n der Bewirt-
schaftungsstele noch nicht verfügt wurde,
monatlich der genannten Stelle zu melden. Sie
haben ordnungsmäßige Aufzeichnungen über
ihre Bestände zu führen, d ie eine Nachprüfung
der in den Meldungen gemachten Angaben jeder-
zeit ermöglichen.

(5) Die zur Abgabe von H ä u t e n und Fellen an
Verarbeiter [Abs. (2)] befugten Häu tegroßhänd-
ler sowie die Verarbeiter selbst dürfen H ä u t e
und Felle nicht unmi t te lbar vom Erzeuger er-
werben.

§ 7. Abweichend v o n den Bestimmungen des
§ 3 können landwirtschaftliche Erzeuger zur
Deckung ihres Eigenbedarfes H ä u t e und Felle, so-
weit sie als Haus- und Notschlachtungen an-
fallen, gewerblichen Betrieben, die hiezu durch
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau besonders ermächtigt werden, zur Ger-
bung übergeben. Sie erhalten einen Teil des aus
den abgelieferten Häu ten und Fellen hergestell-
ten Leders als Lederprämie zurück, deren H ö h e
durch das Bundesiministerium für Handel und
Wiederaufbau festgesetzt wird.

§ 8. (1) Häuteverwertungsgenossenschaften
dürfen bewirtschaftete H a u t e und Felle der im
§ 1, Abs. (2), genannten Ar t en nur v o n ihren
Mitgliedern übernehmen u n d nur unmit te lbar
an Verarbeiter abliefern.

(2) Häuteverwertungsgenossenschaften sind
Genossenschaften des Fleischergewerbes, die im
Verband der österreichischen Häuteverwertungen
zusammengezogen sind. Sie verwerten im Namen
und für Rechnung ihrer Mitglieder die bei den
Schlachtungen in deren Betrieben anfallenden
Häute und Felle.

§ 9. (1) Verarbeiter v o n bewirtschafteten
Häuten und Fellen sind verpflichtet, monatlich
ihre Bestände, Zu- u n d Abgänge an Rohhäu ten
und Fellen d e r Bewirtschalftungsstellle zu melden.

(2) Sie haben ordnungsmäßige Aufzeichnungen
zu führen, die eine Nachprüfung de r in der Mel -
dung gemachten Angaben jederzeit ermöglichen.

§ 10. Bezüglich der E in- u n d Ausfuhr von H ä u -
ten und Fellen gelten d ie Bestimmungen des § 8
der Lederbewirtschaftungsverordnung vom
28. Februar 1947, B. G. Bl. N r . 88, s inngemäß.
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§ 11. Die Beratung und Begutachtung bei der
Zuteilung von Häuten und Fellen obliegt dem
Beirat für Leder beim Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau (§ 9 der Lederbewirt-
schaftungsverordnung vom 28. Februar 1947,
B.G.Bl. Nr. 88).

§ 12. Zuwiderhandlungen geigen die Bestim-
mungen dieser Verordnung werden nach § 8 des
Warenverkehrsgesetzes vom 24. Juli 1946, B. G.
Bl. Nr. 172, bestraft.

§ 13. (1) Diese Verordnung verliert mit Ablauf
der Geltungsdauer der dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau durch § 1 des Waren-
verkehrsgesetzes vom 24. Juli 1946, B. G. Bl.
Nr. 172, erteilten Ermächtigung ihre Wirksam-
keit.

(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung treten die bisher geltenden Vorschriften
über die Bewirtschaftung von Häuten und Fellen
außer Kraft.

Heinl

9 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt vom 13. März 1947 über
die Bemessung von Ruhe- und Versorgungs-
genüssen durch das Zentralbesoldungsamt.

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 3. Juli
1945, St. G. Bl. Nr. 54, über die Errichtung eines
Zentrallbesoldungsamtes wird im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt verordnet:

§ 1. Die Bemessung der Ruhe(Versorgungs)-
genüsse abliegt hinsichtlich der in den Ruhestand
tretenden oder im Dienststande verstorbenen Be-
amten, deren Dienstibezüge bis dahin bei dem
Zenträlbesoldungsamt in Vorschreibung stan-
den, diesem Amte.

§ 2. Die Dienstbehörden haben alle für die
Bemessung der Ruhe(Versorgungs)genüsse erfor-
derlichen Unterlagen einschließlich des Standes-
ausweises dem Zentralbesoldungsamt zu über-
mitteln und die Bezugsberechtigten, bei den in
den Ruhestand versetzten Beamten zugleich mit
der Bekanntgabe der Pensionierung, zu verständi-
gen, daß ihnen die Höhe der Ruhe(Versorgungs)-
genüsse durch das Zentralbesoldungsamt mitge-
teilt wird.

§ 3. Das Zentralbesoldungsamt hat nach Erhalt
der Unterlagen, (§ 2) die Ruhe(Versorg|ungs)ge-
nüsse zu bemessen, die Anweisung hierüber der
Finanzlandesdirektion in Wien zu übermitteln
und die Höhe der Ruhe(Versorgungs)genüsse den
Bezugsberechtigten bekanntzugeben.

Zimmermann

9 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 17. März 1947
über die Wiederverlautbarung des Verfas-
sungsgesetzes über Maßnahmen zur Wieder-
herstellung gesunder Verhältnisse in der Pri-
vatwirtschaft (Wirtschaftssäuberungsgesetz).

(1) Auf Grund des XXI. Hauptstückes des
Bundesverfassungsgesetzes vom 6. Februar 1947.
B. G. Bl. Nr . 25, werden in der Anlage
die Bestimmungen des Verfassungsgesetzes vom
12. September 1945, St. G. Bl. N r . 160 über
Maßnahmen zur Wiederherstellung gesun-
der Verhältnisse in der Privatwirtschaft

(Wirtschaftssäuberungsgesetz) unter Berücksich-
tigung der Abänderungen und Ergänzungen
verlautbart, die sich aus der 1. Wir t -
schaftssäuberungsgesetznovelle vom 16. Novem-
ber 1945, B . G . B l . N r . 39/1946, der 2. Wir t -
schaftssäuberungsgesetznovelle vom 13. Dezem-
ber 1945, B . G . B l . Nr . 41/1946, der 3. Wirt-
schaftssäuberungsgesetznovelle vom 22. März
1946, B. G. Bl. Nr . 80, der 4. Wirtschafts-
säuberungsgesetznovelle vom 25. Juli 1946,
B. G. Bl. Nr . 158, dem XVII. Hauptstück
des Bundesverfassungsgesetzes vom 6. Februar
1947, B .G .B l . Nr . 25, und dem § 4 des Ge-
setzes v o m 30. November 1945, St. G. Bl.
Nr . 231, ergeben.

(2) Das wiederverlautbarte Gesetz ist als „Wir t -
schaftssäuberungsgesetz 1947" zu bezeichnen.

Maisel
Anlage.

Wirtschaftssäuberungsgesetz 1947.
Ausschluß von der Betriebsführung.

§ 1. (1) Personen, auf die § 17, Abs. (2), des
Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, sind von
der Führung eines Betriebes oder Unternehmens
jedweder Art ausgeschlossen, in dem mindestens
ein Dienstnehmer beschäftigt ist. Dieses Verbot
gilt auch für Betriebe oder Unternehmungen, in
denen kein Dienstnehmer beschäftigt ist, wenn am
1. Jänner 1945 mindestens ein Dienstnehmer be-
schäftigt war. Als Dienstnehmer gelten nicht der
Ehegatte, die Eltern und die Kinder des Unter-
nehmers sowie deren Ehegatten.

(2) Personen, auf die § 17, Abs. (3), des Ver-
botsgesetzes 1947 anzuwenden ist, sind bis
30. April 1950 von der Führung eines Betriebes
oder Unternehmens jedweder Ar t ausgeschlossen,
sofern der Betrieb oder das Unternehmen über
den Rahmen eines Mittelbetriebes hinausgeht.

(3) Die Bestimmungen der Abs. (1) und (2)
gelten nicht für

a) Rechtsanwälte, Verteidiger in Strafsachen,
Notare und Patentanwälte,

b) im Gesundheitsdienst tätige Ärzte, Zahn-
ärzte, Dentisten (Zahntechniker) und Phar-
mazeuten.
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Dienstrechtliche Bestimmungen.

§ 2. (1) Ais Dienstnehmer im Sinne der §§ 3
bis 7 gellen alle im § 1, Abs. (2) und (3), lit. a
und lit. c, des Arbeiterkammergesetzes vom
20. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 95, angeführten
Personen.

(2) Als Dienstnehmer im Sinne der §§ 3 bis 7
gelten nicht

a) Personen, auf die § 18, lit. b, des Ver-
botsgesetzes 1947 anzuwenden ist,

b) Rechts- und Patentanwaltsanwärter und
Notariatskandidaten.

§ 3. Dienstnehmer, auf die § 17, Abs. (2), des
Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, sind frist-
los zu entlassen. Die Entlassung kann entweder
vom Dienstgeber oder gemäß § 10, Abs. (1), von
der Kommission beim Landesarbeitsamt (§ 9) aus-
gesprochen werden. Die Entlassung gilt als vom
Dienstnehmer verschuldet.

§ 3 a. (1) Dienstnehmer, auf die § 17, Abs. (2),
des Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, sind
von der Bekleidung folgender Posten ausge-
schlossen:

a) Von Leiterposten in privaten Heil-, Pflege-,
Lehr- und Erziehungsanstalten sowie medi-
zinisch-chemischen Laboratorien,

b) von sonstigen leitenden Posten aller Art
(einschließlich der Stellung eines Proku-
risten, Handlungsbevollmächtigten und Ab-
teilungsleiters),

c) als Redakteur (§ 18, lit. h, des Verbots-
gesetzes 1947),

d) als Arzt,
e) als Zahnarzt oder Pharmazeut,
f) als Tierarzt,
g) als Dentist (Zahntechniker),
h) als beratender Ingenieur (§ 18, lit. f, des

Verbotsgesetzes 1947).
(2) Die Verbote des Abs. (1), lit. e bis g, gelten

bis zum 30. April 1955.
(3) Personen, die gemäß § 18, lit. f, des Ver-

botsgesetzes 1947 von der Ausübung des Berufes
eines Rechtsanwaltes (Rechtsanwaltsanwärters),
Verteidigers in Strafsachen, Notars (Notariats-
kandidaten) oder Patentanwaltes (Patentanwalts-
anwärters) ausgeschlossen worden sind, können,
wenn auf sie § 17, Abs. (2), des Verbotsgesetzes
1947 anzuwenden ist, nicht als Dienstnehmer in
Kanzleien von Rechtsanwälten, Verteidigern in
Strafsachen, Notaren oder Patentanwälten be-
schäftigt werden.

(4) Für Dienstnehmer, auf die § 17, Abs. (3),
des Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, gelten
die Verbote des Abs. (1), lit. a bis f, bis zum
30. April 1950; die Verbote gelten für die im
Abs. (1), lit. d bis f, genannten Dienstnehmer
jedoch nicht, wenn sie nach § 19, Abs. (2), des
Verbotsgesetzes 1947 für diese Berufe zugelassen
werden.

(5) Personen, die gemäß § 19, Abs. (1), lit. e,
des Verbotsgesetzes 1947 von der Ausübung des
Berufes eines Rechtsanwaltes (Rechtsanwalts-
anwärters), Verteidigers in Strafsachen, Notars
(Notariatskandidaten) oder Patentanwaltes (Pa-
tentanwaltsanwärters) ausgeschlossen und nicht
nach § 19, Abs. (2), des Verbotsgesetzes 1947 für
diese Berufe zugelassen worden sind, können,
wenn auf sie § 17, Abs. (3), des Verbotsgesetzes
1947 anzuwenden ist, bis zum 30. April 1950
nicht als Dienstnehmer in solchen Kanzleien be-
schäftigt werden.

§ 4. (1) Dienstnehmer, auf die § 17, Abs. (3),
des Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, können
unter Einhaltung der gesetzlich zulässigen Min-
destkündigungsfristen zum Fünfzehnten oder
Letzten eines Kalendermonates gekündigt wer-
den, wenn sie folgende Posten bekleiden:

a) Einen Leiterposten in privaten Heil-,
Pflege-, Lehr- und Erziehungsanstalten
sowie medizinisch-chemischen Labora-
torien,

b) einen leitenden Posten nach § 3 a, Abs. (1),
lit. b,

c) als Redakteur [§ 19, Abs. (1), lit. f, des
Verbotsgesetzes 1947],

d) als angestellter Arzt, Zahnarzt, Pharma-
zeut oder Tierarzt, sofern sie nicht nach
§ 19, Abs. (2), des Verbotsgesetzes 1947
für diese Berufe zugelassen sind.

(2) Dienstnehmer, die
a) sich erwiesenermaßen im Betriebe im natio-

nalsozialistischen Sinne besonders betätigt
haben oder

b) hauptsächlich aus politischen, dem National-
sozialismus dienlichen Gründen oder des-
halb angestellt wurden, weil sie zu Be-
hörden, Parteistellen oder wirtschaftlichen
Organisationen enge Beziehungen hatten
oder

c) im Zuge der wirtschaftlichen Durchdrin-
gung Österreichs durch das Deutsche Reich
auf Grund von Soniclerverträgen angestellt
wurden,

können unter Einhaltung der gesetzlich zuläs-
sigen Mindestkündigungsfristen zu den gesetz-
lichen Kündigungsterminen, wenn sie jedoch dem
Angestelltengesetz unterliegen, zum Fünfzehnten
oder Letzten eines Kalendermonates gekündigt
werden.

(3) Personen, die gemäß § 19, Abs. (1), lit. e,
des Verbotsgesetzes 1947 von der Ausübung des
Berufes eines Rechtsanwaltes (Rechtsanwaltsan-
wärters), Verteidigers in Strafsachen, Notars
(Notariatskandidaten) oder Patentanwaltes
(Patentanwaltsamwärters) ausgeschlossen und
nicht nach § 19, Abs. (2), des Verbotsgesetzes 1947
für diese Berufe zugelassen worden sind, können
unter Einhaltung der gesetzlich zulässigen Min-
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destkündigungsfristen zum Fünfzehnten oder
Letzten eines Kalendermonates gekündigt wer-
den, wenn sie als Dienstnehmer in solchen Kanz-
leien beschäftigt werden.

§ 5. Entlassungen und Kündigungen nach die-
sem Verfassungsgesetz bedürfen zu ihrer Rechts-
wirksamkeit nicht der Zustimmung des Arbeits-
amtes, sind jedoch vom Dienstgeber binnen einer
Woche nach Beendigung der Beschäftigung dem
für den Betrieb zuständigen Arbeitsamt zu
melden.

§ 6. (1) Das nach dem Dienstvertrag gebüh-
rende Monatsentgelt eines nach § 4 gekündigten
Dienstnehmers kann vom Dienstgeber einseitig,
wie folgt, herabgesetzt werden: Übersteigt das
Monatsentgelt 300 S, so kann der diesen Betrag
übersteigende Teil u m die Hälfte gekürzt wer-
den; übersteigt das Monatsentgelt den Betrag
von 900 S, so kann es bis auf 600 S herab-
gesetzt werden.

(2) Ein allfälliger Anspruch auf Abfertigung ist
verwirkt. In berücksichtigungswürdigen Här te -
fällen kann die Kommission (§ 9) eine Abferti-
gung bewilligen. Der Bemessung der Abferti-
gung darf im Falle einer Kürzung des Monats-
entgeltes nach Abs. (1) nu r das gekürzte Mo-
natsentgelt zugrunde gelegt werden.

§ 6 a. Macht der Dienstgeber von dem ihm
nach § 4 zustehenden Kündigungsrecht keinen
Gebrauch, so kann das dem Dienstnehmer nach
dem Dienstvertrag gebührende Monatsentgelt
vom Dienstgeber einseitig im Rahmen der Be-
stimmungen des § 6, Abs. (1), herabgesetzt
werden.

§ 6 b. (1) Dienstnehmer, auf die § 17, Abs. (3),
des Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, sind,
wenn sie im Dienst belassen werden, im Falle
einer in der Zeit zwischen dem 14. März 1938
und dem 30. April 1945 erfolgten außertour-
lichen Vorrückung oder Beförderung auf den
Stand zurückzuversetzen, den sie sonst auf Grund
des Dienstvertrages erreicht hät ten.

(2) Dienstnehmer, auf die § 1 7 , Abs. (3), des
Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, können
von der auf Dienstvertrag beruhenden Vor-
rückung in höhere Gehalts(Lohn)stufen bis zum
30. April 1948 ausgeschlossen werden, wobei
der Zeitraum der Vorrückungssperre für eine
allenfalls später anfallende Vorrückung nicht
anzurechnen ist.

§ 7. (1) Die auf Grund der Bestimmungen des
§ 3 entlassenen Personen, ihre Angehörigen oder
Hinterbliebenen verlieren ihre Ansprüche auf
Ruhe-, beziehungsweise Versorgungsgenüsse, die
ihnen auf Grund eines Dienstvertrages, einer
Dienstordnung oder sonstiger Bestimmungen zu-
gesichert sind.

(2) Sofern Angehörige eines nach § 3 Ent-
lassenen ihm gegenüber einen gesetzlichen Unter -
haltsanspruch besitzen u n d sie nicht als sühne-
pflichtige Personen im Sinne des § 17 des Ver-
botsgesetzes 1947 gelten, kann ihnen die Kom-
mission Unterhaltsbeiträge bis zur H ö h e der
diesen Angehörigen auf Grund eines Dienstver-
trages, einer Dienstordnung oder sonstiger Be-
stimmungen vertraglich zustehenden Versor-
gungsgenüsse, jedoch n u r bis zum Höchstbetrage
von 125 S für die Ehefrau, von 50 S für das
erste Kind, von je 25 S für jedes weitere Kind,
für alle Angehörigen zusammen bis z u m Höchst-
betrage von 250 S monatlich zugestehen.

(3) Personen, die auf Grund eines Dienstver-
trages, einer Dienstordnung oder sonstiger Be-
st immungen einen Ruhe- oder Versorgungs-
genuß bereits beziehen und sie als belastete Per-
sonen im Sinne des § 17, Abs. (2), des Verbots-
gesetzes 1947 gelten, verlieren diese Ansprüche
gegenüber dem Betrieb oder der im Betrieb be-
stehenden Versorgungseinrichtung. Für Ange-
hörige von Ruhegenußempfängern der vor-
stehend angeführten Ar t gelten die Bestimmun-
gen des Abs. (2) sinngemäß.

(4) Im Falle einer Kündigung nach § 4, Abs. (2),
bleibt der Anspruch des Dienstnehmers, seiner
Angehörigen oder Hinterbliebenen auf einen
Ruhe-, beziehungsweise Versorgungsgenuß, der
auf Grund eines Dienstvertrages, einer Dienst-
ordnung oder sonstiger Bestimmungen zuge-
sichert worden ist, nu r bis zum Höchstbetrage
von 250 S monatlich für den Ruhegenuß und
bis zu den im Abs. (2) genannten Höchstbeträgen
für die Versorgungsgenüsse aufrecht. Diese Be-
stimmungen gelten auch für Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse, in deren Genuß Angehörige
oder Hinterbliebene von Dienstnehmern der im
§ 4, Abs. (2), bezeichneten Ar t auf Grund eines
Dienstvertrages, einer Dienstordnung oder son-
stiger Bestimmungen bereits in der Zeit zwischen
dem 27. April 1945 und dem 23. September
1945 getreten sind; bereits empfangene Beträge,
auf die nach den vorstehenden Bestimmungen
kein Anspruch bestand, können nicht zurück-
gefordert werden.

(5) Die Renten der Sozialversicherung werden
durch dieses Gesetz nicht berühr t , jedoch in obige
Ruhe-, beziehungsweise Versorgungsgenüsse ein-
gerechnet.

Anzeigepflicht und Antragsrecht.

§ 8. (1) Will der Dienstgeber die Entlassung
nach § 3 oder die Aufhebung der außer tour -
lichen Vorrückung oder Beförderung nach § 6 b,
Abs. (1), nicht vornehmen, so hat er dies der
Kommission [§ 9, Abs. (1)] un te r Angabe der
Gründe anzuzeigen und hievon den Betriebsrat
(Vertrauensmänner) sowie den Dienstnehmer zu
verständigen.
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(2) Will der Dienstgelber vom dem ihm zuste-
henden. Kündigungsrecht (§ 4), dem Recht der
Kürzung der Bezüge [§ 6, Abs. (1), u n d § 6 a]
oder dem Recht der Vorrückungssperre [§ 6 b,
Abs. (2)] keinen Gebrauch machen, so hat er
hievon den Betriebsrat (Vertrauensmänner)
unter Angabe der Gründe zu verständigen.

(3) I n Betrieben, i n denen ein Betriebsrat (Ver-
trauensmänner) nicht besteht, ist die Mitteilung
nach den Abs. (1) und (2) der zuständigen
Landesstele des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes zu erstat ten.

(4) I n den Fällen de r Abs. (1) und (2) kann
der Betriebsrat (Vertrauensmänner) bei der Kom-
mission den Antrag auf Entlassung, Kündigung
oder Kürzung der Bezüge stellen. Will der Be-
triebsrat von seinem Antragsrecht keinen Ge-
brauch machen, ha t e r dies der zuständigen
Landesstelle des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes anzuzeigen.

(5) Für Betriebe, in denen kein Betriebsrat
(Vertrauensmänner) besteht, sowie i n den Fällen,
in denen der Betriebsrat (Vertrauensmänner) von
dem Antragsrecht nach Abs. (4) keinen Gebrauch
macht, s teht dieses Antragsrecht der zuständigen
Landesstelle des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes zu.

(6) Gegen die v o m Dienstgeber vorgenommene
Entlassung, Kündigung oder Kürzung de r Bezüge
kann der Dienstnehmer binnen einer Frist von
zwei Wochen, gerechnet v o m Tage der Zustel-
lung der Verfügung des Dienstgebers, bei der
Kommission [§ 9, Abs. (1)] Antrag auf Ent-
scheidung stellen.

Spruchstellen.
§ 9. (1) Bei jedem Landesarbeitsamt werden

eine oder mehrere Kommissionen errichtet, die
aus einem Richter als Vorsi tzenden und je zwei
Beisitzern aus dem Kreise der Dienstgeber und
der Dienstnehmer bestehen. Diese Kommissio-
nen halben die i m § 6, Abs. (2), § 7, Abs. (2)
und (3), § 10, Abs. (1), und § 15 bezeichneten
Verfügungen und Entscheidungen ausschließlich
zu treffen. Die örtliche Zuständigkeit de r Kom-
mission wird durch den Standor t des Betriebes,
in dem der Dienstnehmer beschäftigt ist, bei
Empfängern v o n Ruhe- u n d Versorgungsgenüs-
sen nach dem Standor t de r anweisenden Stelle
bestimmt.

(2) Beim Bundesministerium für soziale Ver-
waltung werden für das gesamte Staatsgebiet eine
oder mehrere Berufungskommissionen gebildet.
Diese bestehen aus einem Richter als Vorsitzen-
den, je einem Vertreter der drei politischen Par-
teien sowie je einem Ver t re ter der Dienstgeber
und der Dienstnehmer als Beisitzer. Jeder Be-
rufungskommission gehört auch ein v o m Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung best immter
rechtskundiger Beamter als Berichterstatter an,
dem jedoch ein Stimmrecht nicht zusteht.

(3) Im Bedarfsfalle k a n n das Bundesministe-
r ium für soziale Verwaltung solche Berufungs-
kommissionen a m Sitze der einzelnen Landes-
hauptmannschaften errichten.

(4) Die Vorsitzenden der in den Abs. (1) bis
(3) genannten Kommissionen werden v o m
Bundesministerium für Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung e rnannt . Das Bundesministerium für
soziale Verwal tung bestellt die Beisitzer aus dem
Kreise der Dienstgeber und Dienstnehmer auf
Grund v o n Vorschlägen der in Betracht kom-
menden gesetzlichen Interessenvertretungen, die
Ver t re ter der politischen Parteien auf G r u n d
von Vorschlägen der Vorstände der politischen
Parteien Österreichs.

(5) Die Mitglieder der Kommissionen sind in
Ausübung ihres Amtes unabhängig und a n keine
Weisungen gebunden.

(6) Behauptet eine Partei i m Laufe eines
Rechtsstreites, daß. eine ausgesprochene Entlas-
sung, Kündigung oder Kürzung des Monatsent-
geltes nicht nach den Bestimmungen dieses Ge-
setzes zulässig ist, u n d hängt die gerichtliche
Entscheidung des Rechtsstreites von der Richtig-
keit dieser Behauptung ab, so ist das gerichtliche
Verfahren von Amts wegen zu unterbrechen,
wenn ein Verfahren bei der Kommission, das
diese Frage zum Gegenstand hat , bereits ein-
geleitet worden ist oder wenn die dem Dienst-
nehmer gemäß § 8, Abs. (6), für die Ant rag-
stellung best immte Frist noch nicht abgelaufen
ist. Nach rechtskräftiger Beendigung des Ver-
fahrens vor der Kommission oder nach unge-
nü tz tem Ablauf der Antragsfrist ist das gericht-
liche Verfahren auf An t rag fortzusetzen. Das
Gericht ist hiebei an die Entscheidung der Kom-
mission gebunden. W u r d e ein Ant rag gemäß
§ 8 nicht fristgemäß gestellt, so ist die vom
Dienstgeber getroffene Maßnahme vom Gericht
als endgültig zu behandeln.

(7) Auf das Verfahren vo r den Kommissionen
finden die Bestimmungen des Allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (AVG.) sinngemäß
Anwendung mi t de r Maßgabe, daß de r Kura to r
im Sinne des § 11 AVG. v o n der Kommission
[Abs. (1)] bestellt wird. Solange die Kommission
[Abs. (1)] nicht gebildet ist, bestellt den Kura-
tor der Leiter des zuständigen Landesarbeits-
amtes. Die Bestellung eines Kurators nach den
vorstehenden Bestimmungen kann auch zwecks
Durchführung der in den §§ 3, 4 u n d 6 vor-
gesehenen Verfügungen des Dienstgebers vor -
genommen werden.

(8) Die Kommissionen [Abs. (1) bis (3)] fassen
ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrhei t de r Stim-
men. De r Vorsitzende gibt seine St imme zuletzt
ab. Bei gleichgeteilten St immen ist jene Meinung
angenommen, für die der Vorsi tzende gestimmt
hat.
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(9) Di« Entscheidungen der Kommissionen ge-
mäß § 6, Abs. (2), § 7, Abs. (2) und (3), sind
Exekutionstitel im Sinne des § 1 der Exekutions-
ordnung.

(10) Die Entschädigung der Beisitzer setzt das
Bundesministerium für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit d e m Bundesministerium für
Finanzen durch Verordnung fest.

§ 10. (1) Die Kommission [§ 9, Albs. (1)] kann
auf Antrag des Betriebsrates (Vertrauensmänner)
oder der zuständigen Landesstelle des Öster-
reichischen Gewerkschaftsbundes die Entlassung,
Kündigung, Kürzung der Bezüge, Aufhebung
der außertourlichen Vorrückung oder Beför-
derung oder die Vorrückungssperre verfügen.
Auf Antrag des Dienstnehmers, des Betriebs-
rates (Vertrauensmänner) oder der zuständigen
Landesstelle des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes hat die Kommission über Verfügungen
des Dienstgebers, die er auf G r u n d der §§ 3,
4, 6, 6 a und 6 b getroffen hat, ausschließlich zu
entscheiden. Sie kann Verfügungen des Dienst-
gebers aufheben und abändern, insbesondere
auch eine ausgesprochene, nach diesem Gesetz
jedoch nicht zulässige Entlassung in eine Kündi-
gung nach Maßgabe der Bestimmungen des § 4,
Abs. (1), mi t Wirksamkeit vom Zeitpunkte der
Entlassungserklärung abändern u n d hiebei auch
eine Kürzung des Entgeltes im Sinne der Be-
stimmungen des § 6 anordnen.

(2) Gegen Verfügungen u n d Entscheidungen
[§ 9, Abs. (1)] der Kommission steht dem
Dienstgeber, dem Dienstnehmer u n d dem Be-
triebsrat (Vertrauensmänner) , im Falle des § 8,
Abs. (5), auch der zuständigen Landesstelle des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes, die Be-
rufung zu. Den Angehörigen und Hinterbl iebe-
nen der i m § 7 genannten Personen steht ein
Berufungsrecht n u r soweit zu, als es sich u m
Entscheidungen über ihre Unterhaltsbeiträge oder
Versorgungsgenüsse handelt .

(3) Über Berufungen nach Abs. (2) entscheidet
die zuständige Berufungskommission [§ 9, Abs.
(2)]. Die Berufungskommission kann auch
eine durch Entscheidung der Kommission [§ 9,
Abs. (1)] rechtskräftig abgeschlossene Sache bin-
nen sechs Wochen nach Rechtskraft zur Über-
prüfung an sich ziehen. Sie h a t bei der Über-
prüfung so vorzugehen wie im Falle einer Be-
rufung. Die das Überprüfungsverfahren ab-
schließende Entscheidung der Berufungskommis-
sion t r i t t dann an die Stelle der überprüften
Entscheidung der Kommission.

Fristen.
§ 1 1 . (1) Der Dienstgeber kann von den M a ß -

nahmen dieses Verfassungsgesetzes nur bis zum
Ablauf von drei Monaten nach Inkraft treten des
Nationalsozialistengesetzes Gebrauch machen. Er-
fährt der Dienstgeber erst später die Tatsache,

daß der Dienstnehmer un t e r den Kreis der
sühnepflichtigen Personen im Sinne des Ver-
botsgeserzes 1947 fäl l t , so kann der Dienstgeber
binnen einer Frist von vier Wochen, gerechnet
vom Tage der erlangten Kenntnis, von den
Maßnahmen dieses Verfassungsgesetzes Gebrauch
machen. Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung kann diese Frist über Antrag des Dienst-
gebers, insbesondere in jenen Fällen, in denen
durch eine sofortige Entlassung oder Kündigung
des Dienstnehmers die Fortführung des Betriebes
gefährdet wäre, verlängern.

(2) Die Mittei lung nach § 8, Abs. (1) bis (3),
hat der Dienstgeber innerhalb einer Woche nach
Ablauf der im Abs. (1) festgesetzten Frist zu
machen.

(3) Der Betriebsrat (Vertrauensmänner) kann
sein Antragsrecht im Sinne des § 8, Abs. (4),
nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen, ge-
rechnet v o m Tage des Einlangens de r Mittei lung
des Dienstgebers {§ 8, Abs. (1) u n d (2)], aus-
üben. E r h a t die Mittei lung nach § 8, Abs. (4),
2. Satz, innerhalb einer Woche nach Ablauf die-
ser Frist zu erstatten.

(4) Die Landesstelle des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes kann ihr Antragsrecht nach
§ 8, Abs. (5), n u r innerhalb einer Frist von vier
Wochen, gerechnet v o m Tage des Einlangens der
Mitteilung [§ 8, Abs. (3) und (4)], ausüben.

Prüfungspflicht.

§ 12. Der Dienstgeber ist verpflichtet, sich
zu vergewissern, o b Dienstnehmer seines Be-
triebes oder Dienstnehmer, die e r in den Betrieb
neu einstellt, dem Kreis der sühnepflichtigen Per-
sonen im Sinne des § 17 des Verbotsgesetzes
1947 unterliegen. Er ist zu diesem Zwecke be-
rechtigt, von seinen Dienstnehmern diesbezüg-
liche eidesstättige Erklärungen zu verlangen.

Neu- und Wiedereinstellung.

§ 13. (1) Personen, die unter die Bestimmun-
gen des § 3 a fallen, dürfen auf Dienstposten,
von deren Bekleidung sie ausgeschlossen sind,
nicht vermittelt werden.

(2) Dienstnehmer, auf die § 17, Abs. (2), des
Verbotsgesetzes 1947 anzuwenden ist, dürfen
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit des Dienst-
vertrages nu r eingestellt werden, wenn die vor-
herige schriftliche Zustimmung eines beim Ar-
beitsamt zu bildenden Ausschusses vorliegt.
Diese Zustimmung ersetzt die Zustimmung nach
der Arbeitsplatzwechselverordnung vom 1. Sep-
tember 1939, Deutsches R. G. Bl. I S. 1685.

(3) D e r Ausschuß [Abs. (1)] besteht aus dem
Leiter des Arbeitsamtes als Vorsitzenden u n d
aus je einem Beisitzer aus dem Kreise der Dienst-
geber u n d der Dienstnehmer, die de r Leiter des
Landesarbeitsamtes über Vorschlag de r in Be-
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tracht kommenden gesetzlichen Interessenvertre-
tungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer
bestellt. Der Leiter des Arbeitsamtes kann mit
dem Vorsitz im Ausschuß an seiner Stelle auch
einen Bediensteten des Arbeitsamtes betrauen.
Der Ausschuß faßt seine Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit der Stimmen.

(4) Im Bedarfsfalle können bei einem Arbeits-
amt auch mehrere solche Ausschüsse gebildet
werden.

Strafen.
§ 14. (1) Dienstgeber, die vorsätzlich oder

grobfahrlässig gegen die Vorschriften des § 5,
§ 8, Abs. (1) bis (3), des § 11, Abs. (2), und der
§§ 12 und 13 verstoßen, Dienstnehmer, die vor-
sätzlich oder grobfahrlässig durch unrichtige oder
unvollständige Angaben die Prüfung nach § 12
vereiteln oder erschweren, werden unbeschadet
einer nach anderen Gesetzen zu verhängenden
Strafe von der Bezirksverwaltungsbehörde, in
Orten, für die eine Bundespolizeibehörde be-
steht, von dieser, mi t einer Geldstrafe bis zu
5000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu drei Monaten bestraft.

(2) Wer den Vorschriften der §§ 1 und 3 a
zuwiderhandelt, wird von der Bezirksverwal-
tungsbehörde, in Orten, für die eine Bundes-
polizeibehörde besteht, von dieser, mit Geld
bis zu 10.000 S oder mit Arrest bis zu sechs
Monaten bestraft. Beide Strafen können auch
nebeneinander verhängt werden.

Nachträgliche Änderung von Maßnahmen.

§ 15. (1) Wird nachträglich gemäß § 27 des
Verbotsgesetzes 1947 eine Ausnahme von der
Behandlung nach dem Verbotsgesetz bewilligt
oder ergibt der rechtskräftige Abschluß des
Registrierungsverfahrens gemäß § 7 des Ver-
botsgesetzes 1947 eine Änderung des Tatbe-
standes, die für die Durchführung von Maß-
nahmen nach diesem Verfassungsgesetz wesent-
lich ist, so hat die Kommission (§ 9) auf An-
trag ein Verfahren einzuleiten und eine Ent-
scheidung zu fällen.

(2) Der Antrag nach Albs. (1) ist innerhalb
einer Frist von vier Wochen, gerechnet vom
Tage der Zustellung der Ausnahmebewilligung
oder des rechtskräftigen Abschlusses des Regi-
strierungsverfahrens, vom Dienstgeber, Dienst-
nehmer oder Ruhe-, beziehungsweise Versor-
gungsgenußempfänger bei der Kommission ein-
zubringen, die in letzter Instanz entschieden
hat; richtet sich der Antrag auf Entscheidung
gegen eine Verfügung des Dienstgebers, so ist
der Antrag bei der Kommission nach $ 9,
Abs. (1), einzubringen.

(3) Die Kommission kann die Rechtswirksam-
keit ihrer Entscheidung nicht auf die Zeit vor
dem Tag der Antragstellung [Abs. (2)] er-

strecken, es sei denn, daß die Ausnahmegeneh-
migung nach § 27 des Verbotsgesetzes 1947 eine
Rückwirkung vorsieht.

(4) Für das über einen Antrag nach Abs. (1)
einzuleitende Verfahren gelten sinngemäß die
Bestimmungen der §§ 9 u n d 10. Durch die in
diesem Verfahren ergehende rechtskräftige Ent-
scheidung wird eine frühere Entscheidung der
Kommission soweit aufgehoben, als sie der spä-
teren Entscheidung widerspricht.

§ 15 a. Wurde in einem gerichtlichen Ver-
fahren eine Klage zur Gänze oder teilweise des-
halb abgewiesen, weil Maßnahmen auf Grund
der Bestimmungen dieses Gesetzes getroffen
wurden, so bildet die nachträgliche Aufhebung
oder Abänderung solcher Maßnahmen einen
Wiederaufnahmegrund im Sinne des § 530
ZPO.

Rückwirkungen.

§ 16. Die Bestimmungen dieses Verfassungs-
gesetzes finden auch Anwendung auf Personen,
die in der Zeit vom 27. April 1945 bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes entlassen, gekündigt
oder in den Ruhestand versetzt worden sind,
sofern diese Personen den Bestimmungen der
§§ 3 oder 4 unterliegen. Bereits empfangene Be-
träge, auf die nach den Bestimmungen dieses
Verfassungsgesetzes kein Anspruch bestand, kön-
nen nicht zurückgefordert, wohl aber auf noch
zu erbringende Leistungen in Anrechnung ge-
bracht werden.

Außerkrafttreten.

§ 17. Die Bundesregierung bestimmt mi t Ver-
ordnung den Tag, an dem dieses Verfassungs-
gesetz oder einzelne seiner Bestimmungen außer
Kraft t reten.

Vollziehung.

§ 18. Mit der Vollziehung dieses Verfassungs-
gesetzes ist, soweit nicht gemäß § 1 7 die Bundes-
regierung zur Vollziehung berufen ist, das
Bundesministerium für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien betraut.

9 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 24. März 1947 zur Durch-

führung der Notariatsordnung 1945.

Auf Grund des § 12 des Gesetzes vom 31. Juli
1945, St. G. Bl. Nr. 104, über die Wiederher-
stellung des österreichischen Notariates (Notariats-
ordnung 1945 — NO. 1945), in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 24. Juli 1946, B. G. Bl.
Nr. 137; wird verordnet:

§ 1. (1) Das Bundesministerium für Justiz kann
Personen, die in der Zeit zwischen dem 13. März
1938 und dem 27. April 1945 aus nationalen, soge-
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nannten rassischen oder politischen Gründen die
Ausübung des Notariates aufgeben mußten und
die österreichische Staatsbürgerschaft nicht mehr
besitzen, bei Vorliegen aller übrigen Voraus-
setzungen nach der Notariatsordnung gegen nach-
trägliche Nachweisung der österreichischen Staats-
bürgerschaft zu Notaren ernennen. Für die Bei-
bringung des Nachweises ist eine Mindestfrist von
einem Jahr zu bestimmen; sie kann verlängert
werden. Innerhalb der Frist muß der Nachweis
des Erwerbes der österreichischen Staatsbürger-
schaft erbracht sein, widrigens das Amt des No-
tars erloschen ist.

(2) Diese Bestimmungen gelten sinngemäß für
Personen, die aus den angegebenen Gründen die
Praxis als Notariatskandidaten aufgelben mußten.
Über ihre Eintragung in die liste der Notariats-
kandidaten entscheidet die zuständige Notariats-
kammer.

§ 2. Die in den §§ 3 und 4 dieser Verordnung
vorgesehenen Begünstigungen können Personen ge-
währt werden, die nach dem 12. März 1938 aus
nationalen, sogenannten rassischen oder politischen
Gründen aus dem Gebiete der Republik Österreich
auswandern mußten. Anderen Personen, die eine
Betätigung als Notare oder Notariatskandidaten
in Österreich anstreben, können diese Begünsti-
gungen nur ausnahmsweise — bei Vorliegen be-
sonders berücksichtigungswüridiger Umstände —
eingeräumt werden.

§ 3. Personen, welche die Befähigung zur Aus-
übung des Notarenamtes im Auslande erlangt
haben, kann das Bundesministerium für Justiz
im Einzelfalle auf Antrag eine gänzliche oder
teilweise Nachsicht von der Vollstreckung der
Praxis bewilligen und die Notariatsprüfung erlas-
sen oder an ihrer Stelle eine Ergänzungsprüfung
vorschreiben. Der Prüfungsstoff der Ergänzungs-
prüfung ist im (Einzelfalle besonders zu bestim-
men; im übrigen gelten für die Ergänzungsprü-
fung sinngemäß die Vorschriften über die No-
tariatsprüfung, soweit das Bundesministerium für
Justiz nicht etwas anderes vorschreibt. Der An-
trag ist bei der zuständigen Notariatskammer
einzubringen und von dieser mit einer begrün-
deten Stellungnahme dem Bundesministerium für
Justiz vorzulegen.

§ 4. Die Notariatskammer kann bei Vorliegen
der übrigen Voraussetzungen der Notariatsord-
nung auf Antrag Personen die Eintragung in die
Liste der Notariatskandidaten bewilligen, wenn
das Bundesministerium für Unterricht im Auslande
albgelegte rechts- und staatswissenschaftliche Stu-
dien und Prüfungen anerkennt.

§ 5. Wer einen Antrag nach §§ 1, 3 oder 4
stellt, hat die Voraussetzungen nachzuweisen, dies
gilt insbesondere für den Nachweis der Vertrau-
enswürdigkeit in politischer und allgemeiner Hin-
sicht.

§ 6. Im Sinne dieser Verordnung gilt jene No-
tariatskammer als zuständig, in deren Sprengel
das Notarenamt oder in deren Liste die Eintra-
gung angestrebt wird.

§ 7. Anträge nach den §§ 1, 3 oder 4 können
nur bis 31. Dezember 1948 gestellt werden.

Gerö

9 4 . Verordnung der Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und Volks-
ernährung vom 4. April 1947 über die Er-
fassung und Bewirtschaftung der Weinernte
1946 (2. Weinerfassungs- und Bewirtschaf-

tungsverordnung 1946).

Auf Grund der Gesetze vom 3. Juli 1945,
St. G. Bl. Nr . 69, über das Verordnungsrecht des
Staatsamtes für Land- und (Forstwirtschaft, be-
treffend landwirtschaftliche Erzeugnisse und vom
10. Juli 1945, St. G. Bl. Nr . 63, über das Ver-
ordnungsrecht des Staatsamtes für Volksernäh-
rung, betreffend die Bewirtschaftung von Lebens-
mitteln wird verordnet:

§ 1. (1) Alle Weinerzeuger, Winzer- und Kel-
lereigenossenschaften haben — soweit dies noch
nicht geschehen ist — ihre Weinernte 1946 oder die
von ihnen durchgeführten Einlagerungen und ihre
Altweinvorräte, beide getrennt nach Edelwein
und Direktträgerwein, binnen 8 Tagen in zwei-
facher Ausfertigung schriftlich bei dem nach dem
Orte der Einlagerung zuständigen Gemeindeamte
(in Wien Bezirksvorsteher) anzumelden. Ist der
Wein in mehreren Gemeinden eingelagert worden,
so ist der Anmeldung am Or te des Hauptbetrie-
bes eine Zusammenstellung der gesamten Wein-
ernte, getrennt nach Einlagerungsorten, anzu-
schließen. In der Anmeldung ist anzugeben, ob
der Ablieferungspflicht für das Jahr 1945 gemäß
der Verordnung vom 15. Oktober 1945, St. G.
Bl. Nr . 192, entsprochen wurde. Auch Verpäch-
ter und Nutznießer, die auf Grund von Pacht-
und Nutzungsverträgen Wein von Weinerzeugern
erhalten, haben diesen binnen 8 Tagen anzu-
melden.

(2) Die Weinernte 1946 ist hiebei mit 90 Pro-
zent des erzeugten Weinmostes einzusetzen.
106 kg Trauben sind 100 Litern Maische, 135 kg
Trauben 100 Litern Most gleichzusetzen.

(3) In der Anmeldung sind gesondert auch die
nach dem 1. August 1946 veräußerten Mengen
Wein unter Angabe des Erstehers auszuweisen.

(4) Weinerzeuger, deren Ernte 100 Liter nicht
überschreitet, sind von der Anmeldung befreit.

(5) Wurde eine unrichtige Anmeldung erstattet,
so ist diese ebenfalls innerhalb von 8 Tagen rich-
tig zu stellen.

§ 2. (1) Alle Weinerzeuger haben innerhalb von
14 Tagen

a) die noch nicht abgelieferte Altweinmenge
der sichergestellten 30 Prozent der Ernte
1945
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b) 40 Prozent der angemeldeten Weinernte
1946 abzuliefern.

(2) Kann die Ablieferung nach Abs. (1), lit. a,
nicht mehr erfüllt werden, erhöht sich die Ablie-
ferungspflicht nach Abs. (1), lit. b, um die Fehl-
menge.

(3) Wenn durch die Ablieferung von 40 Prozent
der Ernte 1946 die nicht ablieferungspflichtige
Weinmenge von 60 Prozent unter 500 Liter
absinken würde, so unterliegt der Ablieferungs-
pflicht nur die dieses Quantum übersteigende
Weinmenge.

(4) Der ordnungsgemäß nach de r Weinerfas-
sungsverordnung, (B. G. Bl. N r . 187/1946, abge-
gebene Wein ist in die ablieferungspflichtige
Menge einzurechnen. In Zweifelsfällen entscheidet
das Bundesministerium für Land- u n d Fors twir t -
schaft im Einvernehmen mi t dem Bundesmini-
sterium für Volksernährung, ob die Abgabe ord-
nungsgemäß erfolgt ist.

(5) Bei nachgewiesener Überlassung der Wein-
ernte oder von Teilen der Weinernte 1946 an
eine Winzer- oder Kellereigenossenschaft geht die
Ablieferungspflicht (Abs. (1)] ganz oder zumindest
im Ausmaße der erfolgten Überlassung auf jene
über.

(6) In besonders begründeten Fällen kann das
Bundestministerium für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Volksernährung anordnen oder auf
Ansuchen der Erzeuger, Kellerei- oder Winzer-
genossenschaften und nach Einholung eines Gut-
achtens der Spitzenweinbewertungskommission
mit Rücksicht auf die Weinqualität bewilligen,
daß der zur Ablieferung bereitgestellte Wein beim
Produzenten gelagert bleibt.

§ 3. (1) Der (Nachweis der ordnungsgemäßen
Anmeldung und Ablieferung ist durch eine Bestä-
tigung nach dem Muster der Anlage 1 des Bürger-
meisters der Ortsgemeinde, in der die Anmeldung
oder Ablieferung erfolgte (in Wien des Bezirks-
vorstehers) zu erbringen. Vor Ausstellung der Be-
stätigung ist die Weinsteuerkommission anzu-
hören.

(2) Die auf G r u n d des § 3, Abs. (1), d e r Wein-
erfassungs- und Bewirtschaftungsverordnung 1946
bestellten Kommissionen bleiben bestehen und
treten in Or ten , w o Weinsteuerkommissionen
nicht bestehen, an deren Stelle.

(3) Haben Weinerzeuger, Winzer - und Kel-
lereigenossenschaften auf G r u n d einer Anordnung
oder Bewilligung gemäß § 2, Abs. (6), Wein zu
lagern, so k a n n ihnen eine Bestätigung nach
Abs. (1) ausgestellt werden, wenn sie eine schrift-
liche Verpflichtungserklärung nach dem Muster der
Anlage 2 abgeben. Die Verpflichtungserklärung
ist dem Bürgermeister (in Wien Bezirksvorsteher)
zu übergeben, der die Einhaltung der Verpflich-
tung zu überwachen ha t .

§ 4. Weinerzeuger, Winzer - und Kellereigenos-
senschaften, die eine Bestätigung gemäß § 3 , Abs.
(1), besitzen, sind berechtigt, über ihren der A b -
lieferungspflicht nicht unterliegenden Wein frei
zu verfügen.

§ 5. (1) Der T r a n s p o r t von mehr als zwei Li-
t e rn ode r d re i Bouteil len (zu 0.72 bis 0.75 Liter)
Wein unter l iegt bis 3 1 . August 1947 dem Trans -
portscheinzwang.

(2) Transportbescheinigungen werden von den
Bundesministerien für Land- und Forstwirtschaft
und Volksernährung ausgestellt.

§ 6. (1) Die Albgabe des abzuliefernden Weines
an Händler , Gas twir te und Verbraucher darf
nur gegen Weinbezugsberechtigungen oder Wein-
marken erfolgen.

(2) Weinbezugsberechtigungen u n d Weinwarken
werden v o m Bundesminis ter ium für Vollksernäh-
rung ausgegeben. Dieses Bundesministerium k a n n
im Bedarfsfalle mi t de r Ausgabe auch andere
Stellen betrauen, die hiebei an seine Weisungen
gebunden sind.

§ 7. (1) D a s Bundesministerium für Volksernäh-
rung kann anordnen, d a ß in bestimmten Gemein-
den nur best immte Einkäufer einzukaufen berech-
tigt sind. Weinerzeuger, Winzer - u n d Kellereige-
nossenschaften sind verpflichtet, a n diese Einkäu-
fer den der Ablieferungspflicht unter l iegenden
Wein abzugeben.

(2) Buschenschenker u n d Selbstmarkter sind von
einer Käuferzuweisung ausgenommen.

§ 8. (1) Weinhändler , Gas twir te , Buschenschen-
ker u n d Selbstmarkter haben die von ihnen ein-
gezogenen Weinbezugsberechtigungen u n d Wein -
marken am 1. eines jeden Monates dem zuständi-
gen Landesernährungsamt gegen Empfangsbestäti-
gung abzuführen.

(2) Sind bei Weinhändlern und Gastwir ten ver-
hältnismäßig größere Vorrä te a n ablieferungs-
pflichtigen Weinmengen vorhanden , so kann das
Bundesministerium für Volksernährung ihre A b -
gabe a n namhaf t gemachte Käufer anordnen.

§ 9. Ergeben sich in besonders gelagerten Fällen
aus d e r Anwendung de r Bestimmungen dieser
Verordnung unbillige Här ten , so kann , soweit
es sich um d i e Erfassung u n d Aufbringung han -
delt, das Bundesministerium für Land- u n d Forst-
wirtschaft, in allen anderen Fällen das Bundes-
ministerium für Volksernährung Sonderverfü-
gungen zur Vermeidung oder Minderung solcher
Härten treffen.

§ 10. Die Verordnung der Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und Volksernäh-
rung vom 5. September 1946, B. G. Bl. Nr. 187,
über die Erfassung und Bewirtschaftung der
Weinernte 1946 (Weinerfassungs- und Bewirt-
schaftungsverordnung 1946) tritt außer Kraft.

Kraus Sagmeister
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Anlage 1

der 2. Weinerfassungs- und Bewirtschaftungs-
verordnung 1946.
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Anlage 2

der 2. Weinerfassungs- und Bewirtschaftungs-
verordnung 1946.
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9 5 . Verordnung der Bundesregierung vom
14. April 1947, betreffend die Zuweisung der
Gemeinden St. Georgen am Ybbsfeld, Neu-
stadt a. d. Donau, Nabegg, Berghof, Klein-
Wolfstein, Windpassing und Ferschnitz zum

Gerichtsbezirke Amstetten.

Auf Grund des § 8, Abs. (5), lit. d, des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des B. G. Bl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Niederösterreichischen Lan-
desregierung verordnet:

§ 1. Die Gemeinden St. Georgen am Ybbsfeld,
Neustadl a. d. Donau, Nabegg, Berghof, Klein-
Wolfstein, Windpassing und Ferschnitz, welche
gemäß der Venordnung der Niederösterreichischen
Landesregierung vom 12. März 1947 aus dem Ver-
waltungsbezirke Melk a. d. Donau ausgeschieden
und in den Verwaltungsbezirk Amstetten ein-
gereiht wurden, werden aus dem Gerichtsbezirke
Ybbs ausgeschieden und dem Gerichtsbezirke Am-
stetten zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juni
1947 in Kraft.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Heinl Sagmeister
Krauland Übeleis Altmann Gruber Altenburger

9 6 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 24. März
1947, mit der gemäß § 9, Abs. (1), des Bun-
desgesetzes über den Verkehr mit Sämereien
landwirtschaftlicher Kulturpflanzen (Saatgut-

gesetz), B. G.Bl. Nr. 236/1937, die zur
Untersuchung und Plombierung von Säme-
reien [§ 6, Abs. (1), und § 8, Abs. (1)] er-
mächtigten Anstalten und Stellen bekannt-

gegeben werden.

Auf Grund des § 9, Abs. (1), des Bundesge-
setzes über den Verkehr mit Sämereien land-
wirtschaftlicher Kulturpflanzen (Saatgutgesetz),
B. G. Bl. Nr. 236/1937, wird kundgemacht, daß
zur Untersuchung und Plombierumg van Säme-
reien [§ 6, Abs. (1), und § 8, Abs. (1)] ermächtigt
sind;

1. Die Bundesanstalt für Pflanzenbau und
Samenprüfung in Wien für das gesamte Bundes-
gebiet und insbesondere für die Bundesländer
Wien, Niederösterreich und das Burgenland;

2. die chemische Versuchsanstalt des Landes
Vorarlberg in Bregenz für das Bundesland Vor-
arlberg;

3. die landwirtschaftliche Versuchs- und staat-
liche Lebensmitteluntersuchungsanstalt in Salzburg
für das Bundesland Salzburg;

4. die landwirtschaftliche Versuchsanstalt Ober-
österreich in Linz für das Bundesland Oberöster-
reich;

5. die landwirtschaftlich-chemische Landesver-
suchs- und Untersuchungsanstalt in Graz für das
Bundesland Steiermark;

6. die Kärntner Landes-Versuchs- und Lebens-
mitteluntersuchungsanstalt in Klagenfurt für das
Bundesland Kärnten und für Osttirol.

Kraus




